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Umfang des Versicherungsschutzes  
 
1  Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall  
 
1.1  Versicherungsschutz besteht im Rahmen des 

versicherten Risikos für den Fall, dass der 
Versicherungsnehmer wegen eines während der 
Wirksamkeit der Versicherung eingetretenen 
Schadenereignisses (Versicherungsfall), das einen 
Personen-, Sach- oder sich daraus ergebenden 
Vermögensschaden zur Folge hatte, aufgrund  

 
gesetz l i che r  Haf tp f l i ch tbes t immungen 

pr i va t recht l i chen Inha l t s  
 
von einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch 
genommen wird.  
 
Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die 
Schädigung des Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf 
den Zeitpunkt der Schadenverursachung, die zum 
Schadenereignis geführt hat, kommt es nicht an.  
 

1.2  Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch 
wenn es sich um gesetzliche Ansprüche handelt,  

 
(1)  auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus 

Selbstvornahme, Rücktritt, Minderung, auf 
Schadensersatz statt der Leistung;  

(2)  wegen Schäden, die verursacht werden, um die 
Nacherfüllung durchführen zu können;  

(3)  wegen des Ausfalls der Nutzung des 
Vertragsgegenstandes oder wegen des Ausbleibens 
des mit der Vertragsleistung geschuldeten Erfolges;  

(4)  auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen 
auf ordnungsgemäße Vertragserfüllung;  

(5)  auf Ersatz von Vermögensschäden wegen 
Verzögerung der Leistung;  

(6)  wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender 
Ersatzleistungen.  

 

2  Vermögensschaden, Abhandenkommen von Sachen  
 

Dieser Versicherungsschutz kann durch besondere 
Vereinbarung erweitert werden auf die gesetzliche 
Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des Versicherungs-
nehmers wegen: 

  
2.1  Vermögensschäden, die weder durch Personen- noch 

durch Sachschäden entstanden sind;  
 
2.2  Schäden durch Abhandenkommen von Sachen; hierauf 

finden dann die Bestimmungen über Sachschäden 
Anwendung.  

 
3  Versichertes Risiko  
 
3.1  Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche 

Haftpflicht:  
 

(1)  aus den im Versicherungsschein und seinen 
Nachträgen angegebenen Risiken des 
Versicherungsnehmers,  

 
(2)  aus Erhöhungen oder Erweiterungen der im 

Versicherungsschein und seinen Nachträgen 
angegebenen Risiken. Dies gilt nicht für Risiken aus 
dem Halten oder Gebrauch von versicherungs-
pflichtigen Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen 
sowie für sonstige Risiken, die der Versicherungs- 
oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen,  

 
(3)  aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach 

Abschluss der Versicherung neu entstehen 
(Vorsorgeversicherung) und die in Ziff. 4 näher 
geregelt sind.  

 
3.2  Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf 

Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung 
bestehender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften. Der 
Versicherer kann den Vertrag jedoch unter den 
Voraussetzungen von Ziff. 21 kündigen.  
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4  Vorsorgeversicherung  
 
4.1  Risiken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrages 

neu entstehen, sind im Rahmen des bestehenden 
Vertrages sofort versichert.  

 
(1)  Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach 

Aufforderung des Versicherers jedes neue Risiko in-
nerhalb eines Monats anzuzeigen.  
Die Aufforderung kann auch mit der Beitrags-
rechnung erfolgen. Unterlässt der Versicherungs-
nehmer die rechtzeitige Anzeige, entfällt der 
Versicherungsschutz für das neue Risiko 
rückwirkend ab dessen Entstehung.  

 
Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko 
angezeigt wurde, so hat der Versicherungsnehmer 
zu beweisen, dass das neue Risiko erst nach 
Abschluss der Versicherung und zu einem Zeitpunkt 
hinzugekommen ist, zu dem die Anzeigefrist noch 
nicht verstrichen war.  

 
(2)  Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko 

einen angemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt 
eine Einigung über die Höhe des Beitrags innerhalb 
einer Frist von einem Monat nach Eingang der 
Anzeige nicht zustande, entfällt der Versicherungs-
schutz für das neue Risiko rückwirkend ab dessen 
Entstehung.  

 
4.2  Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer 

Entstehung bis zur Einigung im Sinne von Ziff. 4.1 (2) auf 
den Betrag von 1.000.000 EUR für Personenschäden,    
500.000 EUR für Sachschäden und 50.000 EUR für 
Vermögensschäden begrenzt, sofern nicht im Versiche-
rungsschein geringere Versicherungssummen 
festgesetzt sind.  

 
4.3  Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für 

Risiken:  
 

(1)  aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines 
Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs, soweit diese 
Fahrzeuge der Zulassungs-, Führerschein- oder 
Versicherungspflicht unterliegen;  

(2)  aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von 
Bahnen;  

(3)  die der Versicherungs- oder Deckungs-
vorsorgepflicht unterliegen;  

(4)  die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb 
im Rahmen von kurzfristigen Versicherungsver-
trägen zu versichern sind.  

 
5  Leistungen der Versicherung  
 
5.1  Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haft-

pflichtfrage, die Abwehr unberechtigter Schadensersatz-
ansprüche und die Freistellung des Versicherungsneh-
mers von berechtigten Schadensersatzverpflichtungen.  
Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, 
wenn der Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, 
rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Ver-
gleiches zur Entschädigung verpflichtet ist und der Versi-
cherer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse und 
Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer ohne Zu-
stimmung des Versicherers abgegeben oder 
geschlossen worden sind, binden den Versicherer nur, 
soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder 
Vergleich bestanden hätte.  
Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versicherungs-
nehmers mit bindender Wirkung für den Versicherer 
festgestellt, hat der Versicherer den Versicherungs-
nehmer binnen zwei Wochen vom Anspruch des Dritten 
freizustellen.  
 

5.2  Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwick-
lung des Schadens oder Abwehr der Schadensersatz-

ansprüche zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im 
Namen des Versicherungsnehmers abzugeben.  
Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechts-
streit über Schadensersatzansprüche gegen den 
Versicherungsnehmer, ist der Versicherer zur Prozess-
führung bevollmächtigt. Er führt den Rechtsstreit im 
Namen des Versicherungsnehmers auf seine Kosten.  
 

5.3  Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadens-
ereignisses, das einen unter den Versicherungsschutz 
fallenden Haftpflichtanspruch zur Folge haben kann, die 
Bestellung eines Verteidigers für den Versicherungs-
nehmer von dem Versicherer gewünscht oder geneh-
migt, so trägt der Versicherer die gebührenordnungs-
mäßigen oder die mit ihm besonders vereinbarten 
höheren Kosten des Verteidigers.  

 
5.4  Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversi-

cherter das Recht, die Aufhebung oder Minderung einer 
zu zahlenden Rente zu fordern, so ist der Versicherer 
zur Ausübung dieses Rechts bevollmächtigt.  

 
6  Begrenzung der Leistungen  
 
6.1  Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei 

jedem Versicherungsfall auf die vereinbarten Versi-
cherungssummen begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn 
sich der Versicherungsschutz auf mehrere ent-
schädigungspflichtige Personen erstreckt.  

 
6.2  Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die 

Entschädigungsleistungen des Versicherers für alle 
Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres auf das 
Doppelte der vereinbarten Versicherungssummen 
begrenzt.  

 
6.3  Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung 

eintretende Versicherungsfälle gelten als ein Versi-
cherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser 
Versicherungsfälle eingetreten ist, wenn diese  
-  auf derselben Ursache,  
-  auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere 

sachlichem und zeitlichem, Zusammenhang oder  
- auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln 
beruhen.  
 

6.4  Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versiche-
rungsnehmer bei jedem Versicherungsfall mit einem im 
Versicherungsschein festgelegten Betrag an der 
Schadensersatzleistung (Selbstbehalt). Soweit nicht 
etwas anderes vereinbart wurde, ist der Versicherer 
auch in diesen Fällen zur Abwehr unberechtigter 
Schadensersatzansprüche verpflichtet.  

 
6.5  Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden 

nicht auf die Versicherungssummen angerechnet.  
 
6.6  Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus 

einem Versicherungsfall die Versicherungssumme, trägt 
der Versicherer die Prozesskosten im Verhältnis der 
Versicherungssumme zur Gesamthöhe dieser 
Ansprüche.  

 
6.7  Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten 

Rentenzahlungen zu leisten und übersteigt der Kapi-
talwert der Rente die Versicherungssumme oder den 
nach Abzug etwaiger sonstiger Leistungen aus dem 
Versicherungsfall noch verbleibenden Restbetrag der 
Versicherungssumme, so wird die zu leistende Rente nur 
im Verhältnis der Versicherungssumme bzw. ihres 
Restbetrages zum Kapitalwert der Rente vom 
Versicherer erstattet.  
Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die 
entsprechende Vorschrift der Verordnung über den 
Versicherungsschutz in der Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung in der jeweils gültigen Fassung 
zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles.  
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Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der 
Versicherungsnehmer an laufenden Rentenzahlungen 
beteiligen muss, wenn der Kapitalwert der Rente die 
Versicherungssumme oder die nach Abzug sonstiger 
Leistungen verbleibende Restversicherungssumme 
übersteigt, werden die sonstigen Leistungen mit ihrem 
vollen Betrag von der Versicherungssumme abgesetzt.  
 

6.8  Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung 
eines Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Be-
friedigung oder Vergleich am Verhalten des Versiche-
rungsnehmers scheitert, hat der Versicherer für den von 
der Weigerung an entstehenden Mehraufwand an 
Entschädigungsleistung, Zinsen und Kosten nicht 
aufzukommen.  

 
7  Ausschlüsse  

Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen 
nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, sind von 
der Versicherung ausgeschlossen:  
 

7.1  Versicherungsansprüche aller Personen, die den 
Schaden vorsätzlich herbeigeführt haben.  

 
7.2  Versicherungsansprüche aller Personen, die den 

Schaden dadurch verursacht haben, dass sie in 
Kenntnis von deren Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit:  
- Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder  
- Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben.  
 

7.3  Haftpflichtansprüche, soweit sie auf Grund Vertrags oder 
Zusagen über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht 
des Versicherungsnehmers hinausgehen.  

 
7.4  Haftpflichtansprüche  
 

(1)  des Versicherungsnehmers selbst oder der in Ziff. 
7.5 benannten Personen gegen die Mitversicherten,  

 
(2)  zwischen mehreren Versicherungsnehmern 

desselben Versicherungsvertrages,  
 
(3)  zwischen mehreren Mitversicherten desselben 

Versicherungsvertrages.  
 
7.5  Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer  
 

(1)  aus Schadenfällen seiner Angehörigen, die mit ihm 
in häuslicher Gemeinschaft leben oder die zu den im 
Versicherungsvertrag mitversicherten Personen 
gehören;  

 
Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im 
Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder ver-
gleichbarer Partnerschaften nach dem Recht 
anderer Staaten, Eltern und Kinder, Adoptiveltern 
und -kinder, Schwiegereltern und -kinder, Stiefeltern 
und -kinder, Großeltern und Enkel, Geschwister 
sowie Pflegeeltern und -kinder (Personen, die durch 
ein familienähnliches, auf längere Dauer angelegtes 
Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinander 
verbunden sind).  

 
(2)  von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, 

wenn der Versicherungsnehmer eine geschäfts-
unfähige, beschränkt geschäftsfähige oder betreute 
Person ist;  

 
(3)  von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der 

Versicherungsnehmer eine juristische Person des 
privaten oder öffentlichen Rechts oder ein nicht 
rechtsfähiger Verein ist;  

 
(4)  von seinen unbeschränkt persönlich haftenden 

Gesellschaftern, wenn der Versicherungsnehmer 
eine Offene Handelsgesellschaft, Kommanditge-
sellschaft oder Gesellschaft bürgerlichen Rechts ist;  

(5)  von seinen Partnern, wenn der Versicherungs-
nehmer eine eingetragene Partnerschafts-
gesellschaft ist;  

 
(6)  von seinen Liquidatoren, Zwangs- und 

Insolvenzverwaltern;  
 

zu Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5:  
Die Ausschlüsse unter Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5 (2) bis (6) 
erstrecken sich auch auf Haftpflichtansprüche von Angehö-
rigen der dort genannten Personen, die mit diesen in 
häuslicher Gemeinschaft leben.  
 
7.6  Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden 

Sachen und allen sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden, wenn der Versicherungsnehmer diese Sachen 
gemietet, geleast, gepachtet, geliehen, durch verbotene 
Eigenmacht erlangt hat oder sie Gegenstand eines 
besonderen Verwahrungsvertrages sind.  

 
7.7  Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden 

Sachen und allen sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden, wenn:  

 
(1)  die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche 

Tätigkeit des Versicherungsnehmer an diesen 
Sachen (Bearbeitung, Reparatur, Beförderung, 
Prüfung und dgl.) entstanden sind; bei unbeweg-
lichen Sachen gilt dieser Ausschluss nur insoweit, 
als diese Sachen oder Teile von ihnen unmittelbar 
von der Tätigkeit betroffen waren;  

 
(2)  die Schäden dadurch entstanden sind, dass der 

Versicherungsnehmer diese Sachen zur Durchfüh-
rung seiner gewerblichen oder beruflichen Tätig-
keiten (als Werkzeug, Hilfsmittel, Materialablageflä-
che und dgl.) benutzt hat; bei unbeweglichen Sachen 
gilt dieser Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen 
oder Teile von ihnen unmittelbar von der Benutzung 
betroffen waren;  

 
(3)  die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche 

Tätigkeit des Versicherungsnehmer entstanden sind 
und sich diese Sachen oder - sofern es sich um 
unbewegliche Sachen handelt - deren Teile im 
unmittelbaren Einwirkungsbereich der Tätigkeit 
befunden haben; dieser Ausschluss gilt nicht, wenn 
der Versicherungsnehmer beweist, dass er zum 
Zeitpunkt der Tätigkeit offensichtlich notwendige 
Schutzvorkehrungen zur Vermeidung von Schäden 
getroffen hatte.  

 
zu Ziff. 7.6 und Ziff. 7.7:  
Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse in Ziff. 7.6 und 
Ziff. 7.7 in der Person von Angestellten, Arbeitern, 
Bediensteten, Bevollmächtigten oder Beauftragten des 
Versicherungsnehmers gegeben, so entfällt gleichfalls der 
Versicherungsschutz, und zwar sowohl für den Versiche-
rungsnehmer als auch für die durch den Versicherungs-
vertrag etwa mitversicherten Personen.  
 
7.8  Haftpflichtansprüche wegen Schäden an vom Versiche-

rungsnehmer hergestellten oder gelieferten Sachen, 
Arbeiten oder sonstigen Leistungen infolge einer in der 
Herstellung, Lieferung oder Leistung liegenden Ursache 
und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 
Dies gilt auch dann, wenn die Schadenursache in einem 
mangelhaften Einzelteil der Sache oder in einer mangel-
haften Teilleistung liegt und zur Beschädigung oder 
Vernichtung der Sache oder Leistung führt.  
Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn 
Dritte im Auftrag oder für Rechnung des Versicherungs-
nehmers die Herstellung oder Lieferung der Sachen oder 
die Arbeiten oder sonstigen Leistungen übernommen 
haben.  
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7.9  Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkommenden 
Schadenereignissen; Ansprüche aus § 110 Sozial-
gesetzbuch VII sind jedoch mitversichert.  

  
7.10  (a) Ansprüche, die gegen den Versicherungsnehmer 

wegen Umweltschäden gemäß 
Umweltschadensgesetz oder anderer auf der EU-
Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierenden 
nationalen Umsetzungsgesetzen geltend gemacht 
werden. Dies gilt auch dann, wenn der Versiche-
rungsnehmer von einem Dritten aufgrund gesetzlicher 
Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts auf 
Erstattung der durch solche Umweltschäden 
entstandenen Kosten in Anspruch genommen wird. 
Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche 
Ansprüche erhalten, die auch ohne Bestehen des 
Umweltschadensgesetzes oder anderer auf der EU-
Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierender 
nationaler Umsetzungsgesetze bereits aufgrund 
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen 
Inhalts gegen den Versicherungsnehmer geltend 
gemacht werden könnten.  
Dieser Ausschluss gilt nicht im Rahmen der 
Versicherung privater Haftpflichtrisiken.  

 
7.10  (b) Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch 

Umwelteinwirkung. Dieser Ausschluss gilt nicht:  
 

(1) im Rahmen der Versicherung privater 
Haftpflichtrisiken  
oder  

(2)  für Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer 
hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse (auch Ab-
fälle), durch Arbeiten oder sonstige Leistungen 
nach Ausführung der Leistung oder nach 
Abschluss der Arbeiten entstehen 
(Produkthaftpflicht).  

 
Kein Versicherungsschutz besteht jedoch für 
Schäden durch Umwelteinwirkung, die aus der 
Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, De-
montage, Instandhaltung oder Wartung von:  
-  Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche 

Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, 
abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten 
(WHG-Anlagen);  

- Anlagen gem. Anhang 1 oder 2 zum Umwelt-
haftungsgesetz (UmweltHG-Anlagen);  

- Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienenden 
Bestimmungen einer Genehmigungs- oder An-
zeigepflicht unterliegen;  

- Abwasseranlagen  
oder Teilen resultieren, die ersichtlich für solche 
Anlagen bestimmt sind.  
 

7.11  Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, 
asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse zurück-
zuführen sind.  

 
7.12  Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in 

unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang 
stehen mit energiereichen ionisierenden Strahlen (z.B. 
Strahlen von radioaktiven Stoffen oder 
Röntgenstrahlen).  

 
7.13  Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die 

zurückzuführen sind auf:  
 

(1)  gentechnische Arbeiten,  
 
(2)  gentechnisch veränderte Organismen (GVO),  
 
(3)  Erzeugnisse, die:  

-  Bestandteile aus GVO enthalten, 
 - aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden.  

 

7.14  Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, welche 
entstehen durch:  

 
(1)  Abwässer, soweit es sich nicht um häusliche 

Abwässer handelt,  
 
(2)  Senkungen von Grundstücken oder 

Erdrutschungen,  
 
(3)  Überschwemmungen stehender oder fließender 

Gewässer.  
 
7.15  Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus dem 

Austausch, der Übermittlung und der Bereitstellung 
elektronischer Daten, soweit es sich handelt um 
Schäden aus:  

 
(1)  Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung 

oder Veränderung von Daten,  
 
(2)  Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von 

Daten,  
 
(3)  Störung des Zugangs zum elektronischen 

Datenaustausch,  
 
(4)  Übermittlung vertraulicher Daten oder 

Informationen.  
 
7.16  Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus 

Persönlichkeits- oder Namensrechtsverletzungen.  
 
7.17  Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Anfeindung, 

Schikane, Belästigung, Ungleichbehandlung oder 
sonstigen Diskriminierungen.  

 
7.18  Haftpflichtansprüche wegen Personenschäden, die 

aus der Übertragung einer Krankheit des Versiche-
rungsnehmers resultieren. Das Gleiche gilt für Sach-
schäden, die durch Krankheit der dem Versicherungs-
nehmer gehörenden, von ihm gehaltenen oder 
veräußerten Tiere entstanden sind. In beiden Fällen 
besteht Versicherungsschutz, wenn der Versiche-
rungsnehmer beweist, dass er weder vorsätzlich noch 
grob fahrlässig gehandelt hat.  

 
7.19 Haftpflichtansprüche gegen Endherstellern/ 

Produzenten wegen Gesundheitsbeeinträchtigungen 
aus dem Konsum von: 

  
(1) Tabak; 
 
(2)  Tabakprodukten (ausgenommen Nikotin als 

therapeutisches Mittel); 
 
(3)  Zusatzprodukten, die im Zusammenhang mit 

solchen Tabakprodukten verwendet werden  
(z.B. Filter). 

 
7.20 Haftpflichtansprüche aus Schäden infolge Suizid oder 

Suizidversuch. 
 
Beginn des Versicherungsschutzes/Beitragszahlung 
 
8  Beginn des Versicherungsschutzes 
 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im 
Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn 
der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen 
Beitrag rechtzeitig im Sinne von Ziff. 9.1 zahlt. Der in 
Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherung-
steuer, die der Versicherungsnehmer in der jeweils 
vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten hat. 
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9 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster 
oder einmaliger Beitrag 

 
9.1 Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich 

nach Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des Versi-
cherungsscheins fällig. Ist die Zahlung des Jahres-
beitrags in Raten vereinbart, gilt als erster Beitrag nur 
die erste Rate des ersten Jahresbeitrags.  
 

9.2  Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder 
einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem 
späteren Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz 
erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn der Ver-
sicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzah-
lung nicht zu vertreten hat. Für Versicherungsfälle, die 
bis zur Zahlung des Beitrags eintreten, ist der Versi-
cherer nur dann nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er 
den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung 
in Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im 
Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der 
Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam gemacht hat. 

 
9.3  Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder 

einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, kann der 
Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange der 
Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann nicht 
zurücktreten, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.  

 
10  Zahlung und Folgen verspäteter 

Zahlung/Folgebeitrag  
 
10.1  Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes 

bestimmt ist, am Monatsersten des vereinbarten Bei-
tragszeitraums fällig.  
Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im 
Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung 
angegebenen Zeitpunkt erfolgt.  

10.2  Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät 
der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, 
es sei denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu 
vertreten hat.  
Der Versicherer wird ihn schriftlich zur Zahlung 
auffordern und eine Zahlungsfrist von mindestens zwei 
Wochen setzen.  
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann 
der Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen 
Kosten in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die 
mindestens zwei Wochen betragen muss. Die Bestim-
mung ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen 
Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten im Einzelnen 
beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach den 
Ziff. 10.3 und 10.4 mit dem Fristablauf verbunden sind.  
 

10.3  Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser 
Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht 
ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versiche-
rungsschutz, wenn er mit der Zahlungsaufforderung 
nach Ziff. 10.2 Abs. 2 darauf hingewiesen wurde.  

 
10.4  Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser 

Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, kann der 
Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen, wenn er den Versicherungsnehmer mit der 
Zahlungsaufforderung nach Ziff. 10.2 Abs. 3 darauf 
hingewiesen hat.  
Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der 
Versicherungsnehmer danach innerhalb eines Monats 
den angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für 
Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang der 
Kündigung und der Zahlung eingetreten sind, besteht 
jedoch kein Versicherungsschutz.  
 

11  Rechtzeitigkeit der Zahlung bei 
Lastschriftermächtigung 

  
Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto 
vereinbart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der 
Beitrag zum Fälligkeitstag eingezogen werden kann 
und der Versicherungsnehmer einer berechtigten 
Einziehung nicht widerspricht.  
Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Ver-
sicherungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen 
werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, 
wenn sie unverzüglich nach einer in Textform ab-
gegebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers 
erfolgt.  
Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil 
der Versicherungsnehmer die Einzugsermächtigung 
widerrufen hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus 
anderen Gründen zu vertreten, dass der Beitrag nicht 
eingezogen werden kann, ist der Versicherer berech-
tigt, künftig Zahlung außerhalb des Lastschriftverfah-
rens zu verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur 
Übermittlung des Beitrags erst verpflichtet, wenn er 
vom Versicherer hierzu in Textform aufgefordert 
worden ist.  
 

12 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 
 
 Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, 

sind die noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn 
der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate 
im Verzug ist.  
Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche 
Beitragszahlung verlangen. 
 

13 Beitragsregulierung 
 
13.1  Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung 

mitzuteilen, ob und welche Änderungen des versicher-
ten Risikos gegenüber den früheren Angaben einge-
treten sind. Diese Aufforderung kann auch durch einen 
Hinweis auf der Beitragsrechnung erfolgen. Die Anga-
ben sind innerhalb eines Monats nach Zugang der 
Aufforderung zu machen und auf Wunsch des Versi-
cherers nachzuweisen. Bei unrichtigen Angaben zum 
Nachteil des Versicherers kann dieser vom Versiche-
rungsnehmer eine Vertragsstrafe in dreifacher Höhe 
des festgestellten Beitragsunterschiedes verlangen. 
Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer be-
weist, dass ihn an der Unrichtigkeit der Angaben kein 
Verschulden trifft. 

 
13.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungs-

nehmers oder sonstiger Feststellungen wird der 
Beitrag ab dem Zeitpunkt der Veränderung berichtigt 
(Beitragsregulierung), beim Wegfall versicherter Risi-
ken jedoch erst ab dem Zeitpunkt des Eingangs der 
Mitteilung beim Versicherer. Der vertraglich vereinbar-
te Mindestbeitrag darf dadurch nicht unterschritten 
werden. Alle entsprechend Ziff. 15.1 nach dem Versi-
cherungsabschluss eingetretenen Erhöhungen und 
Ermäßigungen des Mindestbeitrags werden berück-
sichtigt. 

 
13.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige 

Mitteilung, kann der Versicherer für den Zeitraum, für 
den die Angaben zu machen waren, eine Nachzahlung 
in Höhe des für diesen Zeitraum bereits in Rechnung 
gestellten Beitrages verlangen. Werden die Angaben 
nachträglich gemacht, findet eine Beitragsregulierung 
statt. Ein vom Versicherungsnehmer zuviel gezahlter 
Beitrag wird nur zurückerstattet, wenn die Angaben 
innerhalb von zwei Monaten nach Zugang der 
Mitteilung des erhöhten Beitrages erfolgten. 

 
13.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch 

Anwendung auf Versicherungen mit Beitrags-
vorauszahlung für mehrere Jahre. 
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14 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
 

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der 
Versicherer, soweit durch Gesetz nicht etwas anderes 
bestimmt ist, nur Anspruch auf den Teil des Beitrages, 
der dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungs-
schutz bestanden hat. 

 
15 Beitragsangleichung 
 
15.1 Die Versicherungsbeiträge unterliegen der Beitrags-

angleichung. Soweit die Beiträge nach Lohn-, Bau- 
oder Umsatzsumme berechnet werden, findet keine 
Beitragsangleichung statt. Mindestbeiträge unterliegen 
unabhängig von der Art der Beitragsberechnung der 
Beitragsangleichung. 

 
15.2 Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit 

Wirkung für die ab dem 1. Juli fälligen Beiträge, um 
welchen Prozentsatz sich im vergangenen Kalender-
jahr der Durchschnitt der Schadenzahlungen aller zum 
Betrieb der Allgemeinen Haftpflichtversicherung zuge-
lassenen Versicherer gegenüber dem vorvergangenen 
Jahr erhöht oder vermindert hat. Den ermittelten 
Prozentsatz rundet er auf die nächst niedrigere durch 
fünf teilbare ganze Zahl ab. Als Schadenzahlungen 
gelten dabei auch die speziell durch den einzelnen 
Schadenfall veranlassten Ausgaben für die Ermittlung 
von Grund und Höhe der Versicherungsleistungen.  
Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalender-
jahres ist die Summe der in diesem Jahr geleisteten 
Schadenzahlungen geteilt durch die Anzahl der im 
gleichen Zeitraum neu angemeldeten Schadenfälle.  
 

15.3  Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, 
im Falle einer Verminderung verpflichtet, den Folge-
jahresbeitrag um den sich aus Ziff. 15.2 ergebenden 
Prozentsatz zu verändern (Beitragsangleichung). Der 
veränderte Folgejahresbeitrag wird dem Versiche-
rungsnehmer mit der nächsten Beitragsrechnung 
bekannt gegeben.  
Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des 
Versicherers in jedem der letzten fünf Kalenderjahre 
um einen geringeren Prozentsatz als denjenigen 
erhöht, den der Treuhänder jeweils für diese Jahre 
nach Ziff. 15.2 ermittelt hat, so darf der Versicherer 
den Folgejahresbeitrag nur um den Prozentsatz er-
höhen, um den sich der Durchschnitt seiner Schaden-
zahlungen nach seinen unternehmenseigenen Zahlen 
im letzten Kalenderjahr erhöht hat; diese Erhöhung 
darf diejenige nicht überschreiten, die sich nach dem 
vorstehenden Absatz ergeben würde.  
 

15.4  Liegt die Veränderung nach Ziff. 15.2 oder 15.3 unter 5 
Prozent, entfällt eine Beitragsangleichung. Diese 
Veränderung ist jedoch in den folgenden Jahren zu 
berücksichtigen.  

 
Dauer und Ende des Vertrages/Kündigung  
 
16  Dauer und Ende des Vertrages  
 
16.1  Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein 

angegebene Zeit abgeschlossen.  
 
16.2  Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr 

verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn 
nicht dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor 
dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine 
Kündigung zugegangen ist.  

 
16.3  Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 

endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung 
bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt.  

 

16.4  Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann 
der Vertrag schon zum Ablauf des dritten Jahres oder 
jedes darauf folgenden Jahres gekündigt werden; die 
Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens drei 
Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungs-
jahres zugegangen sein.  

 
17  Wegfall des versicherten Risikos  
 

Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft 
wegfallen, so erlischt die Versicherung bezüglich die-
ser Risiken. Dem Versicherer steht der Beitrag zu, den 
er hätte erheben können, wenn die Versicherung 
dieser Risiken nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt 
worden wäre, zu dem er vom Wegfall Kenntnis erlangt. 
  
 

18  Kündigung nach Beitragsangleichung  
 

Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitrags-
angleichung gemäß Ziff. 15.3, ohne dass sich der 
Umfang des Versicherungsschutzes ändert, kann der 
Versicherungsnehmer den Versicherungsvertrag 
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung 
des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frühestens 
jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in dem die 
Beitragserhöhung wirksam werden sollte. Der Versi-
cherer hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung 
auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung 
muss dem Versicherungsnehmer spätestens einen 
Monat vor dem Wirksamwerden der Beitragserhöhung 
zugehen.  
Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet kein 
Kündigungsrecht.  
 

19  Kündigung nach Versicherungsfall  
 
19.1  Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, 

wenn:  
- vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung 

geleistet wurde oder  
- dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen 

unter den Versicherungsschutz fallenden 
Haftpflichtanspruch gerichtlich zugestellt wird. 

  
Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Schrift-
form spätestens einen Monat nach der Schadens-
ersatzzahlung oder der Zustellung der Klage 
zugegangen sein. 

 
19.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine 

Kündigung sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer 
wirksam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch 
bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren 
Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende der laufenden 
Versicherungsperiode, wirksam wird.  
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat 
nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer 
wirksam. 
 

20  Kündigung nach Veräußerung versicherter 
Unternehmen 

 
20.1 Wird ein Unternehmen, für das eine Haftpflicht-

versicherung besteht, an einen Dritten veräußert, tritt 
dieser an Stelle des Versicherungsnehmers in die 
während der Dauer seines Eigentums sich aus dem 
Versicherungsverhältnis ergebenden Rechte und 
Pflichten ein.  
Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines 
Nießbrauchs, eines Pachtvertrages oder eines 
ähnlichen Verhältnisses von einem Dritten 
übernommen wird. 
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20.2 Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle:  
- durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit 

einer Frist von einem Monat,  
- durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit 

sofortiger Wirkung oder auf den Schluss der 
laufenden Versicherungsperiode  

in Schriftform gekündigt werden. 
 

20.3 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn:  
- der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von 

dem Zeitpunkt an ausübt, in welchem er vom Über-
gang auf den Dritten Kenntnis erlangt;  

- der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem 
Übergang ausübt, wobei das Kündigungsrecht bis 
zum Ablauf eines Monats von dem Zeitpunkt an 
bestehen bleibt, in dem der Dritte von der 
Versicherung Kenntnis erlangt. 

 
20.4 Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer 

laufenden Versicherungsperiode und wird das 
Versicherungsverhältnis nicht gekündigt, haften der 
bisherige Versicherungsnehmer und der Dritte für den 
Versicherungsbeitrag dieser Periode als 
Gesamtschuldner 

 
20.5 Der Übergang eines Unternehmens ist dem 

Versicherer durch den bisherigen Versicherungs-
nehmer oder den Dritten unverzüglich anzuzeigen.  
Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht 
besteht kein Versicherungsschutz, wenn der Versiche-
rungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt 
eintritt, in dem die Anzeige dem Versicherer hätte 
zugehen müssen, und der Versicherer den mit dem 
Veräußerer bestehenden Vertrag mit dem Erwerber 
nicht geschlossen hätte.  
Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht 
für alle Versicherungsfälle, die frühestens einen Monat 
nach dem Zeitpunkt eintreten, in dem der Versicherer 
von der Veräußerung Kenntnis erlangt. Dies gilt nur, 
wenn der Versicherer in diesem Monat von seinem 
Kündigungsrecht keinen Gebrauch gemacht hat. 
Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der 
Anzeigepflicht nicht weg, wenn dem Versicherer die 
Veräußerung in dem Zeitpunkt bekannt war, in dem 
ihm die Anzeige hätte zugehen müssen. 
 

21 Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund 
Änderung oder Erlass von Rechtsvorschriften 

 
Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch 
Änderung bestehender oder Erlass neuer Rechts-
vorschriften ist der Versicherer berechtigt, das 
Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht 
erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats von 
dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der 
Versicherer von der Erhöhung Kenntnis erlangt hat. 

 
22  Mehrfachversicherung  
 
22.1  Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko 

in mehreren Versicherungsverträgen versichert ist.  
 
22.2  Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen 

ist, ohne dass der Versicherungsnehmer dies wusste, 
kann er die Aufhebung des später geschlossenen 
Vertrages verlangen.  

 
22.3  Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der 

Versicherungsnehmer es nicht innerhalb eines Monats 
geltend macht, nachdem er von der Mehrfach-
versicherung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung wird 
zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung, mit 
der sie verlangt wird, dem Versicherer zugeht.  

 

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers  
 
23  Vorvertragliche Anzeigepflichten des 

Versicherungsnehmers  
 
23.1  Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über 

gefahrerhebliche Umstände  
 

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner 
Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten 
Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der 
Versicherer in Textform gefragt hat und die für den 
Entschluss des Versicherers erheblich sind, den 
Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Der 
Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige 
verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber 
vor Vertragsannahme der Versicherer in Textform 
Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt. Gefahrerheblich 
sind die Umstände, die geeignet sind, auf den 
Entschluss des Versicherers Einfluss auszuüben, den 
Vertrag überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt 
abzuschließen.  
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versi-
cherungsnehmers geschlossen und kennt dieser den 
gefahrerheblichen Umstand, muss sich der Versi-
cherungsnehmer so behandeln lassen, als habe er 
selbst davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig 
verschwiegen.  
 

23.2  Rücktritt  
 

(1)  Unvollständige und unrichtige Angaben zu den 
gefahrerheblichen Umständen berechtigen den 
Versicherer, vom Versicherungsvertrag zurück-
zutreten. Dies gilt auch dann, wenn ein Umstand 
nicht oder unrichtig angezeigt wurde, weil sich der 
Versicherungsnehmer der Kenntnis der Wahrheit 
arglistig entzogen hat.  

 
Der Rücktritt kann nur innerhalb eines Monats 
erfolgen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in 
dem der Versicherer von der Verletzung der 
Anzeigepflicht Kenntnis erlangt. Der Rücktritt 
erfolgt durch Erklärung gegenüber dem 
Versicherungsnehmer.  

 
(2)  Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der 

Versicherungsnehmer nachweist, dass er oder 
sein Vertreter die unrichtigen oder unvollständigen 
Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig 
gemacht hat.  

 
Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob 
fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass der Versicherer den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn 
auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte. 

 
(3) Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungs-

schutz.  
 

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versiche-
rungsfalls zurück, darf er den Versicherungsschutz 
nicht versagen, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig 
angezeigte Umstand weder für den Eintritt des 
Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder 
den Umfang der Leistung ursächlich war. Auch in 
diesem Fall besteht aber kein Versicherungs-
schutz, wenn der Versicherungsnehmer die 
Anzeigepflicht arglistig verletzt hat.   
Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, 
der der bis zum Wirksamwerden der Rücktritts-
erklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.  
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23.3  Beitragsänderung oder Kündigungsrecht  
Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlos-
sen, weil die Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf 
Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, kann 
der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer 
Frist von einem Monat in Schriftform kündigen.  
Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer 
den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten 
Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, 
geschlossen hätte.  
Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündi-
gen, weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Umstände, aber zu anderen Bedingun-
gen, geschlossen hätte, werden die anderen Bedin-
gungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend 
Vertragsbestandteil. Hat der Versicherungsnehmer die 
Pflichtverletzung nicht zu vertreten, werden die 
anderen Bedingungen ab der laufenden Versiche-
rungsperiode Vertragsbestandteil. 
Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag 
um mehr als 10% oder schließt der Versicherer die 
Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand 
aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag 
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung 
des Versicherers fristlos in Schriftform kündigen. 
Der Versicherer muss die ihm nach Ziff. 23.2 und 3 
zustehenden Rechte innerhalb eines Monats schriftlich 
geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, 
zu dem er von der Verletzung der Anzeigepflicht, die 
das von ihm geltend gemachte Recht begründet, 
Kenntnis erlangt. Er hat die Umstände anzugeben, auf 
die er seine Erklärung stützt; er darf nachträglich 
weitere Umstände zur Begründung seiner Erklärung 
abgeben, wenn für diese die Monatsfrist nicht 
verstrichen ist.  
Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziff. 23.2 
und 23.3 nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen 
einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen hat.  
Der Versicherer kann sich auf die in den Ziff. 23.2 und 
23.3 genannten Rechte nicht berufen, wenn er den 
nicht angezeigten Gefahrumstand oder die 
Unrichtigkeit der Anzeige kannte 
 

23.4 Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen 
arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. 
Im Fall der Anfechtung steht dem Versicherer der Teil 
des Beitrages zu, der der bis zum Wirksamwerden der 
Anfechtungserklärung abgelaufenen Vertragszeit 
entspricht 

 
24 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 
 

Besonders gefahrdrohende Umstände hat der 
Versicherungsnehmer auf Verlangen des Versicherers 
innerhalb angemessener Frist zu beseitigen. Dies gilt 
nicht, soweit die Beseitigung unter Abwägung der 
beiderseitigen Interessen unzumutbar ist. Ein 
Umstand, der zu einem Schaden geführt hat, gilt ohne 
weiteres als besonders gefahrdrohend. 
 

25 Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungs-
falles 

 
25.1 Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer 

unverzüglich anzuzeigen, auch wenn noch keine 
Schadensersatzansprüche erhoben wurden.  

 
25.2 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für 

die Abwendung und Minderung des Schadens sorgen. 
Weisungen des Versicherers sind dabei zu befolgen, 
soweit es für den Versicherungsnehmer zumutbar ist.  

Er hat dem Versicherer ausführliche und wahrheits-
gemäße Schadenberichte zu erstatten und ihn bei der 
Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen. 
Alle Umstände, die nach Ansicht des Versicherers für 
die Bearbeitung des Schadens wichtig sind, müssen 
mitgeteilt sowie alle dafür angeforderten Schriftstücke 
übersandt werden.  

 
25.3  Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflicht-

anspruch erhoben, ein staatsanwaltschaftliches, 
behördliches oder gerichtliches Verfahren eingeleitet, 
ein Mahnbescheid erlassen oder ihm gerichtlich der 
Streit verkündet, hat er dies ebenfalls unverzüglich 
anzuzeigen. 

 
25.4 Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von 

Verwaltungsbehörden auf Schadensersatz muss der 
Versicherungsnehmer fristgemäß Widerspruch oder 
die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer 
Weisung des Versicherers bedarf es nicht. 

 
25.5 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflicht-

anspruch gerichtlich geltend gemacht, hat er die 
Führung des Verfahrens dem Versicherer zu über-
lassen. Der Versicherer beauftragt im Namen des 
Versicherungsnehmers einen Rechtsanwalt. Der 
Versicherungsnehmer muss dem Rechtsanwalt Voll-
macht sowie alle erforderlichen Auskünfte erteilen und 
die angeforderten Unterlagen zur Verfügung stellen. 

 
26  Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten  
 
26.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit 

aus diesem Vertrag, die er vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles zu erfüllen hat, kann der Versicherer den 
Vertrag innerhalb eines Monats ab Kenntnis von der 
Obliegenheitsverletzung fristlos kündigen.  
Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Obliegen-
heitsverletzung weder auf Vorsatz noch auf grober 
Fahrlässigkeit beruhte. 

 
26.2  Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich 

verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen 
Versicherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung 
einer Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des  
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen. 
Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versiche-
rungsschutzes hat bei Verletzung einer nach Eintritt 
des Versicherungsfalls bestehenden Auskunfts- oder 
Aufklärungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der 
Versicherer den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechts-
folge hingewiesen hat. 
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die 
Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt 
der Versicherungsschutz bestehen. 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass die 
Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder 
die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die 
Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer 
obliegenden Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, 
wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit 
arglistig verletzt hat. 
Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig 
davon, ob der Versicherer ein ihm nach Ziff. 26.1 
zustehendes Kündigungsrecht ausübt. 
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Weitere Bestimmungen 
 
27 Mitversicherte Personen 
 
27.1 Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpflicht-

ansprüche gegen andere Personen als den 
Versicherungsnehmer selbst, sind alle für ihn 
geltenden Bestimmungen auf die Mitversicherten 
entsprechend anzuwenden. 
Die Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung 
(Ziff. 4.) gelten nicht, wenn das neue Risiko nur in der 
Person eines Mitversicherten entsteht. 

 
27.2 Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungs-

vertrag steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer 
zu. Er ist neben den Mitversicherten für die Erfüllung 
der Obliegenheiten verantwortlich. 

 
28 Abtretungsverbot 
 

Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen 
Feststellung ohne Zustimmung des Versicherers 
weder abgetreten noch verpfändet werden. Eine 
Abtretung an den geschädigten Dritten ist zulässig. 
 

29 Anzeigen, Willenserklärungen, 
Anschriftenänderung 

 
29.1  Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und 

Erklärungen sollen an die Hauptverwaltung des Versi-
cherers oder an die im Versicherungsschein oder in 
dessen Nachträgen als für zuständig bezeichnete Ge-
schäftsstelle gerichtet werden.  

 
29.2  Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner 

Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für 
eine Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer 
gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines 
eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versi-
cherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage 
nach der Absendung des Briefes als zugegangen. Dies 
gilt entsprechend für den Fall einer Namensänderung 
des Versicherungsnehmers.  

 
29.3  Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für 

seinen Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden bei 
einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung die 
Bestimmungen der Ziff. 29.2 entsprechende Anwen-
dung.  

 

30 Verjährung 
 
30.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag 

verjähren in drei Jahren. Die Fristberechnung richtet 
sich nach den allgemeinen Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuches. 

 
30.2  Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei 

dem Versicherer angemeldet worden, ist die 
Verjährung von der Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt 
gehemmt, zu dem die Entscheidung des Versicherers 
dem Anspruchsteller in Textform zugeht. 

 
31  Zuständiges Gericht 
 
31.1  Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 

Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständig-
keit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für 
den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. 
Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, 
ist auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk 
der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung 
seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
 

31.2  Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, 
müssen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen 
ihn bei dem Gericht erhoben werden, das für seinen 
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort 
seines gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der 
Versicherungsnehmer eine juristische Person, 
bestimmt sich das zuständige Gericht auch nach dem 
Sitz oder der Niederlassung des Versicherungs-
nehmers. 
Das gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer eine 
Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine 
eingetragene Partnergesellschaft ist. 
 

31.3  Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im 
Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt 
sich die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem 
Versicherungsvertrag gegen den Versicherungs-
nehmer nach dem Sitz des Versicherers oder seiner 
für den Versicherungsvertrag zuständigen 
Niederlassung. 

 
32  Anzuwendendes Recht  
 

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.  
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1 WAS IST VERSICHERT? 

Versichert ist im Umfang der Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) und der nachste-
henden Besonderen Bedingungen und Ris kobeschreibungen 
(BBR) die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
als Privatperson aus den Gefahren des täglichen Lebens – mit 
Ausnahme der Gefahren eines Betriebes, Berufes, Dienstes, 
Amtes (auch Ehrenamtes) oder einer verantwortlichen Betäti-
gung in Vereinigungen aller Art –, soweit nicht Versicherungs-
schutz nach Ziff. 4.27 besteht – insbesondere  

1.1 als Familien- und Haushaltungsvorstand (z. B. aus der 
Aufsichtspflicht über Minderjährige); 

1.2 als Dienstherr der in seinem Haushalt tätigen Personen; 

1.3 als Inhaber 

a. einer oder mehrerer in Europa gelegener Wohnungen 
(bei Wohnungseigentum als Sondereigentümer), ein-
schließlich Ferienwohnung und Ferienhaus. 

Bei Sondereigentümern sind versichert Haftpflichtansprü-
che der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer wegen 
Beschädigung des Gemeinschaftseigentums.  

Die Leistungspflicht erstreckt sich jedoch nicht auf den 
Miteigentumsanteil an dem gemeinschaftlichen Eigen-
tum. 

b. eines in Europa gelegenen selbst genutzten Einfamilien-
hauses bzw. eines Zweifamilienhauses; 

c. eines in Europa gelegenen Wochenendhauses; 

sofern sie vom Versicherungsnehmer ausschließlich zu 
Wohnzwecken1 verwendet werden, einschließlich der zu-
gehörenden Garagen und Gärten sowie eines Schreber-
gartens, fest installierten Wohnwagens, eines Swimming-
pools oder eines Teiches. 

d. von unbebauten Grundstücken in Europa bis zu einer Ge-
samtfläche von 10.000 qm (Lage / Flurnummer muss im 
Versicherungsschein genannt werden). 

1.4 als Miteigentümer der zum Einfamilienhaus 
(Doppelhaushälfte, Reihenhaus) gehörenden Gemein-
schaftsanlagen, z. B. gemeinschaftliche Zugänge zur 
öffentlichen Straße, Garagenhöfe, Abstellplätze für 
Abfal behälter, Wäschetrockenplatz. 

Zu Ziff. 1.3 und 1.4 gilt:  

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Verletzung 
von Pflichten, die dem Versicherungsnehmer in den oben ge-
nannten Eigenschaften obliegen, insbesondere Verkehrssiche-
rungspflichten (z. B. bauliche Instandhaltung, Beleuchtung, Rei-
nigung, Streuen und Schneeräumen auf Gehwegen – auch 
wenn diese Pflichten durch Mietvertrag übernommen wurden).  

Für die vorübergehende Benutzung oder Anmietung von Woh-
nungen oder Häusern (nicht Eigentum) im außereuropäischen 
Ausland gilt Ziff. 4.8 dieser Bedingungen. 

1.5 aus der Vermietung von 

a. in Europa gelegenen einzeln vermieteten Wohnräumen 
bzw. von bis zu zwei Wohneinheiten (z.B. Eigentumswoh-
nung, Wochenend- / Ferienhaus) oder bis zu einem Brut-
tojahresmietwert von 30.000 EUR. 

b. bis zu zwei in Europa gelegenen Garagen  

Wird die Anzahl oder der Mietbetrag in Punkt a. und b. über-
schritten, so entfällt die Mitversicherung. Es gelten dann die 
Bestimmungen über die Vorversicherung (Ziff. 4 AHB).  

                                                                 

1 als ausschließlich zu Wohnzwecken bzw. ausschließlich pri-
vat gilt auch die berufliche bzw. gewerbliche Nutzung eines Ar-
beitszimmers 

c. maximal acht Betten an Feriengäste sofern kein Aus-
schank nach dem Gaststättengesetz erfolgt. Bei mehr als 
acht zu vermietenden Betten entfällt der Versicherungs-
schutz aus diesem Vertrag; 

Nicht mitversichert ist jedoch die Haftpflicht aus der Vermietung 
von weiteren Objekten und Räumen zu gewerblichen Zwecken; 

1.6 Bei den vorherigen Positionen 1.3 bis 1.5 ist mitversi-
chert die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers als Bauherr oder Unternehmer von Bauarbeiten bis 
zu einer Bausumme von 200.000 EUR je Bauvorhaben. 

Wird dieser Betrag überschritten, so entfällt die Mitversi-
cherung. Es gelten dann die Bestimmungen über die Vor-
sorgeversicherung (Ziff. 4 AHB).  
 
Ein Bauvorhaben für ein nach Fertigstellung selbstge-
nutzten Risikos (Ein- oder Zweifamilienhaus) gilt die ge-
setzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers als Bau-
herr ohne Begrenzung der Bausumme mitversichert.  

1.7 des Versicherungsnehmers als früherer Besitzer aus       
§ 836 Ziff. 2 BGB, wenn die Versicherung bis zum Be-
sitzwechsel bestand; 

1.8 Ebenso gilt zu den vorherigen Positionen 1.3 bis 1.6 die 
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus 
der Unterhaltung einer Photovoltaikanlage/Solaranlage 
sowie Windkraftanlage (auf dem versicherten Einfamili-
enhaus, Garage oder Nebengebäude) mitversichert. Der 
Versicherungsschutz bezieht sich auf die Verkehrssiche-
rungspflicht sowie die Einspeisung des Stroms in das 
Netz eines Stromversorgungsunternehmens (gilt auch 
bei einer Gewerbeanmeldung für Privatpersonen). 

Kein Versicherungsschutz besteht für elektrische Leitun-
gen auf fremden Grundstücken; 

1.9 In Bezug auf die unter Ziff. 1.3 bis 1.8 genannten Ris ken 
gilt die gesetzliche Haftpflicht des Zwangsverwalters in 
dieser Eigenschaft mitversichert; 

1.10 aus dem Besitz und dem Gebrauch von Fahrrädern 
(auch Elektrofahrräder mit und ohne Anfahrhilfe bis max. 
25 km/h bzw. einer Motorleistung von max. 250 Watt);  

1.11 aus der Ausübung von Sport, ausgenommen Jagd und 
die Teilnahme an Kraftfahrzeug-Rennen sowie die Vor-
bereitung hierzu (Training); 

1.12 aus dem erlaubten privaten Besitz und aus dem Ge-
brauch von Hieb-, Stoß- und Schusswaffen sowie Muni-
tion und Geschossen, nicht jedoch zu Jagdzwecken oder 
zu strafbaren Handlungen; 

1.13 aus dem erlaubten Halten und Hüten von zahmen Hau-
stieren, gezähmten Kleintieren, wilden Tieren (z. B. 
Schlangen, Spinnen und Frettchen) und Bienen – nicht 
jedoch von Hunden (ausgenommen Blindenhunde, Be-
hindertenbegleithunde und Signalhunde), Rindern, Pfer-
den, sonstigen Reit- und Zugtieren sowie von Tieren, die 
zu gewerblichen oder landwirtschaftlichen Zwecken ge-
halten werden; 

Mitversichert ist zusätzlich der Ersatz notwendiger Auf-
wendungen zur Gefahrenabwehr aufgrund behördlich 
veranlasster Maßnahmen zum Wiedereinfangen entlau-
fender wilder versicherter Tiere.  

Die Höchstersatzleistung des Versicherers für derartige 
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Schäden ist auf 2.500 EUR je Versicherungsfall und Ver-
sicherungsjahr begrenzt.  
 

Auf dem eigenen Grundstück werden Aufwendungen für 
die Gefahrenabwehr nicht übernommen.  

1.14 Eingeschlossen ist abweichend von Ziff. 1.13 die gesetz-
liche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 

a. als nicht gewerbsmäßiger Hüter fremder Hunde,  

b. als nicht gewerbsmäßiger Hüter fremder Pferde,  

c. als Reiter bei der Benutzung fremder Pferde, 

d. als Fahrer bei der Benutzung fremder Fuhrwerke zu pri-
vaten Zwecken,  

soweit Versicherungsschutz nicht über eine Tierhalter-
haftpflichtversicherung besteht. 

Zu Ziff. 1.14 a. gilt:  

Schäden an den zur Beaufsichtigung übernommenen 
Hunden bleiben gemäß Ziff. 7.6 AHB vom Versicherungs-
schutz ausgeschlossen. Sonstige Haftpflichtansprüche 
der Halter und Eigentümer der Hunde gelten mitversi-
chert. 

Zu Ziff. 14 b. bis d gilt:  
 
Haftpflichtansprüche der Halter und Eigentümer von Tie-
ren und Fuhrwerken sind nicht versichert, es sei denn, es 
handelt sich um Personenschäden; 

1.15 aus der Teilnahme am fachpraktischen Unterricht, z. B. 
Laborarbeiten einer Fach-, Gesamt-, Hochschule oder 
Universität gelten Sachschäden an Lehrgeräten der 
Fach-, Gesamt-, Hochschule oder Universität im Rah-
men der im Versicherungsschein genannten Versiche-
rungssumme als mitversichert.  

1.16 aus der Teilnahme an Betriebspraktika, Ferienjobs. Der 
Ausschluss gem. 1. dieser Bedingungen (berufliche, be-
triebliche Tätigkeit) bleibt bestehen. 

2 MITVERSICHERTE PERSONEN 

Mitversichert ist 

2.1 die gleichartige gesetzliche Haftpflicht 

a. des Ehegatten und des eingetragenen Lebenspartners 
des Versicherungsnehmers; 

b. ihrer minderjährigen Kinder (auch Stief-, Adoptiv- und 
Pflegekinder); 

c. ihrer volljährigen unverheirateten und nicht in einer einge-
tragenen Lebenspartnerschaft lebenden Kinder (auch 
Stief-, Adoptiv- und Pflegekinder); solange sie sich noch 
in einer Schul- oder sich innerhalb von 12 Monaten an-
schließenden Berufsausbildung befinden (berufliche 
Erstausbildung – Lehre und/oder Studium, auch Bachelor 
und unmittelbar angeschlossenem Master, nicht Referen-
darzeit, Fortbildungsmaßnahmen und dergleichen).  

Versicherungsschutz besteht auch, wenn einer Lehre un-
mitte bar ein Studium folgt. 

Nach Abschluss der Erstausbildung besteht der Versiche-
rungsschutz fort solange die Kinder (ohne Altersbegren-
zung) unverheiratet bzw. nicht in einer eingetragenen Le-
benspartnerschaft sind und eine häusliche Gemeinschaft 
mit dem Versicherungsnehmer besteht.    

Bei Ableisten des freiwilligen Wehrdienstes oder Bundes-
freiwilligendienstes und dergleichen, vor, während     oder 
im unmittelbaren Anschluss an die Berufsausbildung 
bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 

d. Sofern mitversicherte Kinder kraft Gesetz zur Aufsicht 
über eigene minderjährige Kinder verpflichtet sind, sind 
diese ebenfalls mitversichert. 

e. von Au-Pair des Versicherungsnehmers und vergleichba-
ren, vorübergehend in den Haushalt des Versicherungs-
nehmers integrierten Personen einschließlich minderjäh-
riger Übernachtungsgäste (z. B. Enkelkinder, Austausch-
schüler), soweit kein anderweitiger Versicherungsschutz 
besteht. 

f. Darüber hinaus ist die gesetzliche Haftpflicht von in häus-
licher Gemeinschaft mit dem Versicherten lebenden El-
tern bzw. Großeltern des Versicherungsnehmers oder der 
in Ziff. 2.1 a. genannten Personen mitversichert. 

Die Mitversicherung des letztgenannten Personenkreises 
gilt auch bzw. erlischt nicht, wenn die mitversicherten Per-
sonen in einem Altenpflegeheim leben; 

g. aus der Tätigkeit als vormundschaftlicher bestellter Be-
treuer / Vormund für einen Verwandten 1. Grades. Aus-
geschlossen sind Vermögensschäden im Rahmen dieser 
Tätigkeit. 

h. des in häuslicher Gemeinschaft mit dem Versicherungs-
nehmer lebenden Partners einer nichtehelichen Lebens-
gemeinschaft und dessen Kinder, diese entsprechend 
Ziff. 2.1 b. oder c., gemäß den nachfolgenden Vorausset-
zungen: 

 Der Versicherungsnehmer und der mitversicherte 
Partner müssen unverheiratet sein. 

 Der mitversicherte Partner muss beim Versiche-
rungsnehmer polizeilich gemeldet oder namentlich 
benannt sein. 

 Die Mitversicherung für den Partner und dessen Kin-
der, die nicht auch die Kinder des Versicherungsneh-
mers sind, endet mit der Aufhebung der häuslichen 
Gemeinschaft zwischen dem Versicherungsnehmer 
und dem Partner. 

 Im Falle des Todes des Versicherungsnehmers gilt 
für den überlebenden Partner und dessen Kinder Ziff. 
2.3 sinngemäß.  

i. für Kinder (auch Stief-, Adoptiv- und Pflegekinder des un-
ter Ziff. 2.1 b. und c. aufgeführten Personenkreises) mit 
geistiger/körperlicher Behinderung, auch wenn diese in 
einer Pflegeeinrichtung leben; 

j. Schäden durch deliktunfähige Kinder und Personen 

Für Schäden durch den Versicherungsnehmer sowie die 
in Ziff. 2.1 a. bis h. mitversicherten Personen gilt verein-
bart: 

Der Versicherer wird sich nicht auf eine Deliktunfähigkeit 
berufen, soweit der Versicherungsnehmer dies wünscht 
und ein anderer Versicherer (z. B. Sozialversicherungs-
träger) nicht leistungspflichtig ist. Der Versicherer behält 
sich Rückgriffsansprüche wegen seiner Aufwendungen 
gegen schadenersatzpflichtige Dritte (z. B. Aufsichts-
pflichtige), soweit sie nicht Versicherte dieses Vertrages 
sind, vor. 

 

Satz 2 gilt für nicht deliktfähige Kinder, für die der Versi-
cherungsnehmer vorübergehend die Aufsicht übernom-
men hat. 

 

k. Zu den vorgenannten Sätzen Ziff. 2.1 a. bis h. gilt: 

Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche der mitver-
sicherten Personen und deren Kinder gegen den Versi-
cherungsnehmer mit Ausnahme der nach § 116 Abs. 1 
SGB X und § 86 VVG übergegangenen Regressansprü-
che der Sozialversicherungsträger, Träger der Sozialhilfe 
und privaten Krankenversicherungsträger sowie etwaige 
übergangsfähige Regressansprüche von öffentlichen und 
privaten Arbeitgebern und sonstigen Versicherern wegen 
Personenschäden.  
Darüber hinaus gelten, abweichend von Ziff. 7.4 und 7.5 
AHB und in Ergänzung zu Ziff. 27 AHB, gesetzliche Haft-
pflichtansprüche der versicherten Personen untereinan-
der mitversichert, soweit es sich um Personenschäden 
handelt. 
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Entfallen die Voraussetzungen für die Mitversicherung, weil z. 
B. die Ehe rechtskräftig geschieden wurde oder Kinder vol jährig 
wurden, geheiratet oder ihre Ausbildung beendet haben und 
nicht mehr in häuslicher Gemeinschaft leben, so besteht Nach-
versicherungsschutz bis zu 12 Monaten. Wird bis dahin kein 
neuer Versicherungsschutz bei der Bayerischen beantragt, so 
entfällt die Nachversicherung rückwirkend; 

2.2 die gesetzliche Haftpflicht der im Haushalt des Versiche-
rungsnehmers beschäftigten Personen gegenüber Drit-
ten aus dieser Tätigkeit. Das Gleiche gilt für Personen, 
die aus Arbeitsvertrag oder gefälligkeitshalber Wohnung 
Haus oder Garten betreuen oder den Streudienst verse-
hen.  

2.3 Vertragsfortsetzung nach dem Tod der Versicherungs-
nehmerin/des Versicherungsnehmers 

Für den mitversicherten Ehegatten und eingetragenen 
Lebenspartner des Versicherungsnehmers und/oder un-
verheiratete und nicht in einer eingetragenen Lebenspart-
nerschaft lebende Kinder des Versicherungsnehmers be-
steht der bedingungsgemäße Versicherungsschutz im 
Falle des Todes des Versicherungsnehmers bis zum 
nächsten Beitragsfälligkeitstermin fort.  
Wird die nächste Beitragsrechnung durch einen der vor-
genannten Mitversicherten eingelöst, so wird dieser Ver-
sicherungsnehmer. 

3 KRAFT-, LUFT- UND WASSERFAHRZEUGE 

Nicht versichert ist die Haftpflicht des Eigentümers, Besitzers, 
Halters oder Führers eines Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeuges 
wegen Schäden, die durch den Gebrauch des Fahrzeuges ver-
ursacht werden. 

Versichert ist jedoch die Haftpflicht wegen Schäden 

3.1 aus Besitz und Führen von Wassersportfahrzeugen   
(z.B. privat genutzte eigene oder fremde Schlauch-, Ru-
der- oder Paddelboote, Surfbretter (auch Windsurfbret-
ter) sowie geliehene Segelboote).  

 Ausgenommen sind eigene Segelboote und eigene oder 
fremde Wassersportfahrzeuge mit Motoren – auch Hilfs- 
oder Außenbordmotoren – oder Treibsätzen.  

 
 Mitversichert ist jedoch der gelegentliche Gebrauch von 
fremden Wassersportfahrzeugen mit Motoren, soweit für 
das Führen keine behördliche Erlaubnis erforderlich ist. 
 

Schäden an den eigenen und fremden Fahrzeugen bzw. 
Surfbrettern bleiben ausgeschlossen; 

3.2 aus Besitz und Führen von ferngelenkten Land- und 
Wassermodellfahrzeugen; 

3.3 aus dem Besitz und dem Gebrauch von Flugmodellen, 
unbemannten Ballonen und Drachen (auch soweit diese 
versicherungspflichtig sind), 

a. die weder durch Motoren noch durch Treibsätze angetrie-
ben werden und 

b. deren Fluggewicht 25 kg nicht übersteigt; 

3.4 durch den privaten Gebrauch von Luftfahrzeugen (z. B. 
Drohne), wenn diese:  

a. zwar durch Motoren oder Treibsätze angetrieben, jedoch 
nur auf ausgewiesenen Modellflugplätzen betrieben wer-
den und ein Fluggewicht von 5 kg nicht überschritten wird; 

b. im unkontrollierten Luftraum betrieben werden und ein 
Fluggewicht von 0,5 kg nicht überschritten wird. 

Die Selbstbeteiligung hierfür beträgt 250 EUR. 
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Schaden-
ersatzansprüche aufgrund von Verletzungen von Persönlich-
keitsrechten oder Verstößen gegen gesetzliche Vorschriften. 

3.5 aus dem Besitz und der Verwendung von Kitesportgerä-
ten, z. B. Kite-Drachen, -Boards, -Buggys und derglei-
chen; 

3.6 aus dem Gebrauch von 

a. nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen verkehren-
den Kraftfahrzeugen und Anhängern ohne Rücksicht auf 
eine Höchstgeschwindigkeit; 

b. motorgetriebenen Kinderfahrzeugen, Rollstühlen, Golf-
wagen, Aufsitzrasenmähern, Schneeräumgeräten und 
sonstigen selbstfahrenden Arbeitsmaschinen mit nicht 
mehr als 20 km/h; 

c. Kraftfahrzeugen mit nicht mehr als 6 km/h 

Zu Ziff. 3.6. b. und c. gilt:  

Die Mitversicherung entfällt sofern für das Fahrzeug eine Zulas-
sungs- und / oder Versicherungspflicht besteht.  

Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer ge-
braucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit 
Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten gebrauchen 
darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sor-
gen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten Fah-
rer gebraucht wird. 
 
Der Fahrer des Fahrzeuges darf das Fahrzeug auf öffentlichen 
Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis 
benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt 
wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat.  

3.7 Mitversichert gilt die gesetzliche Haftpflicht als Führer ei-
nes fremden versicherungspflichtigen Kraftfahrzeugs 
wegen Schäden, die auf einer Reise im europäischen 
Ausland eintreten, soweit nicht oder nicht ausreichend 
aus einer für das Fahrzeug abgeschlossenen Haftpflicht-
versicherung Deckung besteht, mitversichert (sog. Mal-
lorca-Deckung). 

a. Als Kraftfahrzeuge gelten: 

 Personenkraftwagen, 

 Krafträder, 

 Wohnmobile bis 4 t zulässigem Gesamtgewicht  

soweit sie nach ihrer Bauart und Ausstattung zur Beför-
derung von nicht mehr als 9 Personen (einschließlich 
Führer) bestimmt sind.  

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf die ge-
setzliche Haftpflicht aus dem Mitführen von Wohnwagen, 
Gepäck- oder Bootsanhängern. Für diese Kfz gelten nicht 
die Ausschlüsse in Ziff. 3.1 (2) AHB und in Ziff. 4.3 (1) 
AHB. 

b. Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer ge-
braucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahr-
zeug mit Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten 
gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflich-
tet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem 
unberechtigten Fahrer gebraucht wird. 

c. Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentli-
chen Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahr-
erlaubnis benutzen. Der Versicherungsnehmer ist ver-
pflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von 
einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche 
Fahrerlaubnis hat. Das Fahrzeug darf nicht gefahren wer-
den, wenn der Fahrer durch alkoholische Getränke oder 
andere berauschende Mittel nicht in der Lage ist, das 
Fahrzeug sicher zu führen.  

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür Sorge zu 
tragen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer be-
nutzt wird, der durch alkoholische Getränke oder andere 
berauschende Mittel nicht in der Lage ist, das Fahrzeug 
sicher zu führen. 
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d. Erlangt der Versicherte Versicherungsschutz aus einem 
bestehenden Kfz-Haftpflichtversicherungsvertrag, so gilt 
der Versicherungsschutz dieser Privat-Haftpflicht-versi-
cherung im Anschluss an die bestehende Kfz-Haftpflicht-
versicherung.  

4 DECKUNGSERWEITERUNGEN 
 

Eigentum und Miete 

4.1 Mietsachschäden an gemieteten Wohnräumen und 
Gebäuden 

Mitversichert sind – abweichend von Ziff. 7.6 AHB – im Rahmen 
der im Versicherungsschein genannten Versicherungssumme 
die gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung von zu priva-
ten Zwecken gemieteten, geliehenen, gepachteten oder geleas-
ten Grundstücken, Gebäuden, Wohnungen, Wohnräumen und 
Räumen in Gebäuden und alle sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden. 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche  

a. Wegen Abnutzung, Verschleißes und übermäßiger Bean-
spruchung; 

b. Wegen Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und 
Warmwasseraufbereitungsanlagen sowie an Elektro- und 
Gasgeräten; 

c. Wegen Glasschäden, soweit sich der Versicherungsneh-
mer hiergegen besonders versichern kann; 

d. die unter Regressverzicht nach dem Abkommen der Feu-
erversicherer bei übergreifenden Schadenerzeugnissen 
fallenden Rückgriffsansprüche: 

(Anmerkung: Der Text des Feuerregress- Verzichtsab-
kommens wird auf Wunsch zur Verfügung gestellt.) 

4.2 Mietsachschäden an Heizungs- und anderen 
Anlagen 

Eingeschlossen sind – abweichend zu Ziff. 4.1 – Haftpflichtan-
sprüche wegen Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- 
und Warmwasserbereitungsanlagen, wenn diese sich in den zu 
privaten Zwecken gemieteten Räumen befinden und Eigentum 
des Vermieters sind.  

Die Höchstersatzleistung des Versicherers für derartige Schä-
den ist auf 10.000 EUR je Versicherungsfall und je Versiche-
rungsjahr begrenzt. 

4.3 Schäden an gemieteten beweglichen Sachen in Feri-
enunterkünften (Inventar) 

Eingeschlossen ist abweichend von Ziff. 7.6 AHB die gesetzli-
che Haftpflicht aus der Beschädigung von beweglichen Einrich-
tungsgegenständen (z. B. Mobiliar, Heimtextilien, Geschirr) in 
Ferienunterkünften (Ferienwohnung/-haus, Hotelzimmer, 
Schiffskabine, Schlafwagenabteil). 

Ausgeschlossen bleiben 

a. Schäden an Sachen, die den versicherten Personen für 
mehr als 6 Monate überlassen wurden; 

b. Schäden an Sachen, die dem Beruf oder Gewerbe der 
versicherten Personen dienen; 

c. Schäden durch Abnutzung, Verschleiß und übermäßige 
Beanspruchung; 

d. Vermögensfolgeschäden; 

4.4 Abwassersachschäden 

Eingeschlossen sind – abweichend von Ziff. 7.14 (1) AHB – 
Haftpflichtansprüche wegen Sachschäden durch häusliche Ab-
wässer und durch Abwässer aus dem Rückstau des Straßenka-
nals. 

4.5 Allmählichkeitsschäden 

Eingeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Sachschaden, 
der entsteht durch allmähliche Einwirkung der Temperatur, von 
Gasen, Dämpfen oder Feuchtigkeit und von Niederschlägen 
(Rauch, Ruß, Staub und dgl.). 

4.6 Umweltschäden (öffentlich-rechtliche Inanspruch-
nahme) 

a. Mitversichert sind abweichend von Ziff. 1.1 AHB öffent-
lich-rechtliche Pflichten oder Ansprüche zur Sanierung 
von Umweltschäden gemäß Umweltschadensgesetz 
(USchadG), soweit während der Wirksamkeit des Versi-
cherungsvertrages die schadenverursachenden Emissio-
nen plötzlich, unfallartig und bestimmungswidrig in die 
Umwelt gelangt sind oder die sonstige Schadenverursa-
chung plötzlich, unfallartig und bestimmungswidrig erfolgt 
ist. 

Auch ohne Vorliegen einer solchen Schadenverursa-
chung besteht Versicherungsschutz für Umweltschäden 
durch Lagerung, Verwendung oder anderen Umgang 
von oder mit Erzeugnissen Dritter ausschließlich dann, 
wenn der Umweltschaden auf einen Konstruktions-, Pro-
duktions- oder Instruktionsfehler dieser Erzeugnisse zu-
rückzuführen ist.  

Jedoch besteht kein Versicherungsschutz, wenn der 
Fehler im Zeitpunkt des Inverkehrbringens der Erzeug-
nisse nach dem Stand von Wissenschaft und Technik 
nicht hätte erkannt werden können (Entwicklungsrisiko).  

Umweltschaden ist eine  

 Schädigung von geschützten Arten und natürlichen 
Lebensräumen, 

 Schädigung von Gewässer einschließlich Grundwas-
ser, 

 Schädigung des Bodens. 

b. Nicht versichert sind 

1) Pflichten oder Ansprüche, soweit sich diese gegen 
die Personen (Versicherungsnehmer oder einen 
Mitversicherten) richten, die den Schaden dadurch 
verursacht haben, dass sie bewusst von Gesetzen, 
Verordnungen oder an den Versicherungsnehmer 
gerichteten behördlichen Anordnungen oder Verfü-
gungen, die dem Umweltschutz dienen, abweichen; 

2) Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, 

 die durch unvermeidbare, notwendige oder in 
Kauf genommene Einwirkungen auf die Um-
welt entstehen; 

 für die der Versicherungsnehmer aus einem 
anderen Versicherungsvertrag (z. B. Gewäs-
serschaden Haftpflichtversicherung) Versiche-
rungsschutz hat oder hätte erlangen können. 
Ausnahme siehe unter Abschnitt e.  

c. Versicherungsschutz wird für versicherte Kosten im Rah-
men der beantragten Versicherungssumme gewährt, ma-
ximal bis 20.000.000 EUR je Schadenereignis. Die Versi-
cherungssumme steht einmal pro Versicherungsjahr zur 
Verfügung. 

d. Versichert sind abweichend von Ziff. 7.9 AHB und Ziff. 4.8 
dieser Bedingungen im Umfang dieses Versicherungs-
vertrages im Geltungsbereich der EU-
Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) eintretende Versi-
cherungsfälle. Versicherungsschutz besteht insoweit ab-
weichend von Ziff. 7.9 AHB auch für Pflichten oder An-
sprüche gemäß nationalen Umsetzungsgesetzen anderer 
EU-Mitgliedsstaaten, sofern diese Pflichten oder Ansprü-
che den Umfang der oben genannten EU- Richtlinie nicht 
überschreiten. 

e. Versichert gelten Behältnisse zur Lagerung gewässer-
schädlicher Stoffe, die zur Versorgung des jeweils versi-
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cherten Risikos dienen. Evtl. zusätzlich bestehende Ver-
sicherungen gehen diesem Versicherungsschutz vor. Alle 
darüber hinausgehenden Anlagen gelten nur versichert, 
wenn sie im Versicherungsschein oder seinen Nachträ-
gen aufgeführt und mit einem Tarifbeitrag versehen sind. 

f. Versicherungsschutz besteht für Handlungen oder Zu-
stände, die während der Vertragslaufzeit eingetreten sind, 
bzw. für Ansprüche, die binnen eines Jahres nach Ver-
tragsende erhoben wurden.  

Ausgenommen bleiben Ansprüche, für die Versiche-
rungsschutz im Rahmen einer betrieblichen Versicherung 
besteht. Ausgeschlossen sind Schäden an eigenen, ge-
mieteten, gepachteten oder sonst vertraglich in Besitz ge-
nommenen Grundstücken einschließlich der Gewässer 
und dortiger Biodiversität. 

4.7 Gewässerschäden 

a. Gegenstand der Versicherung 

Der Versicherungsschutz umfasst im Umfang des Vertra-
ges, wobei Vermögensschäden als Sachschäden behan-
delt werden, die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers für mitte bare oder unmittelbare Folgen 
von Veränderungen der physikalischen, chemischen oder 
biologischen Beschaffenheit eines Gewässers ein-
schließlich des Grundwassers (Gewässerschäden) – 
Restrisiko – mit Ausnahme der Haftpflicht als Inhaber von 
Anlagen zur Lagerung von gewässerschädlichen Stoffen 
und aus Verwendung dieser gelagerten Stoffe. 

Darüber hinaus besteht Versicherungsschutz für die Ver-
sicherung der Haftpflicht aus Gewässerschäden 

1) als Inhaber eines Heizöltanks (Batterietanks gelten 
als ein Tank) zur Versorgung des selbstgenutzten 
Risikos (Postanschrift) ohne Begrenzung des Ge-
samtfassungsvermögens.  Voraussetzung für den 
Versicherungsschutz ist, dass bei dem Tank die 
Prüfung gemäß gesetzlicher Vorschriften durchge-
führt wird und dabei festgestellte Mängel unverzüg-
lich beseitigt werden. Bei unterirdischen Tanks gilt 
als Voraussetzung zusätzlich, dass eine akustische 
und optische Leckanzeige vorhanden ist 

2) als Inhaber von Kleingebinden bis 100 l/kg je Ein-
zelgebinde und mit einem Gesamtfassungsvermö-
gen bis 1.000 l/kg; 

3) als Inhaber einer privat genutzten Abwassergrube 
ausschließlich für häusliche Abwässer ohne Einlei-
tung in ein Gewässer.  

Evtl. zusätzlich bestehende Versicherungen gehen die-
sem Versicherungsschutz vor. Alle darüber hinausgehen-
den Anlagen gelten nur versichert, wenn sie im Versiche-
rungsschein oder seinen Nachträgen aufgeführt und mit 
einem Tarifbeitrag versehen sind. 

Soweit im Versicherungsschein und seinen Nachträgen 
sowie im Folgenden nichts anderes bestimmt ist, finden 
die Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Haft-
pflichtversicherung (AHB) Anwendung. 

Mitversichert sind die Personen, die der Versicherungs-
nehmer durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reini-
gung, Beleuchtung und sonstigen Betreuung der Grund-
stücke beauftragt hat für den Fall, dass sie aus Anlass 
dieser Verrichtung in Anspruch genommen werden.  

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Perso-
nenschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle im Be-
trieb des Versicherungsnehmers gemäß des SGB han-
delt. 

b. Versicherungsleistungen 

Der Versicherungsschutz wird im Rahmen der beantrag-
ten Versicherungssumme gewährt (gleichgültig, ob Per-
sonen-, Sach- oder Vermögensschäden). Für die in Ziff. 
4.7. a. dieser Bedingungen genannten Anlagen gilt die 

Versicherungssumme bis maximal 20.000.000 EUR je 
Schadenereignis. 

c. Rettungskosten 

Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungs-
nehmer im Versicherungsfall zur Abwendung oder Minde-
rung des Schadens für geboten halten durfte (Rettungs-
kosten), sowie außergerichtliche Gutachterkosten wer-
den vom Versicherer insoweit übernommen, als sie zu-
sammen mit der Entschädigungsleistung die Einheitsver-
sicherungssumme nicht übersteigen. Für Gerichts- und 
Anwaltskosten ble bt es bei der Regelung der AHB. 

Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs- 
und außergerichtliche Gutachterkosten sind auch inso-
weit zu ersetzen, als sie zusammen mit der Entschädi-
gung die Einheitsversicherungssumme übersteigen. Eine 
Billigung des Versicherers von Maßnahmen des Versi-
cherungsnehmers   oder Dritter zur Abwendung oder Min-
derung des Schadens gilt nicht als Weisung des Versi-
cherers. 

d. Vorsätzliche Verstöße 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche gegen die 
Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversi-
cherten), die den Schaden durch vorsätzliches Abwei-
chen von dem Gewässerschutz dienen - den Gesetzen, 
Verordnungen, an den Versicherungsnehmer gerichteten 
behördlichen Anordnungen oder Verfügungen herbeige-
führt haben. 

e. Vorsorgeversicherung 

Die Bestimmungen Ziff. 4 AHB – Vorsorgeversicherung – 
finden keine Anwendung. 

f. Gemeingefahren 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schä-
den, die unmittelbar oder mitte bar auf Kriegsereignissen, 
anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unru-
hen, Generalstreik (in der Bundesrepublik oder in einem 
Bundesland) oder unmitte bar auf Verfügungen oder 
Maßnahmen von hoher Hand beruhen. Das Gleiche gilt 
für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich elementare 
Naturkräfte ausgewirkt haben. 

g. Eingeschlossene Schäden 

Eingeschlossen sind abweichend von Ziff. 1.1 AHB – 
auch ohne dass ein Gewässerschaden droht oder eintritt 
– Schäden an unbeweglichen Sachen des Versiche-
rungsnehmers, die dadurch verursacht werden, dass die 
gewässerschädlichen Stoffe bestimmungswidrig aus der 
Anlage (gemäß Ziff. 4.7 a. 1) bis 3) dieser Bedingungen) 
ausgetreten sind. Dies gilt auch bei allmählichem Eindrin-
gen der Stoffe in die Sachen. Der Versicherer ersetzt die 
Aufwendungen zur Wiederherstellung des Zustandes, 
wie er vor Eintritt des Schadens bestand. Eintretende 
Wertverbesserungen sind abzuziehen. Ausgeschlossen 
bleiben Schäden an der Anlage (Ziff. 4.7 a. 1) bis 3) dieser 
Bedingungen) selbst.  

 

Freizeit 

4.8 Auslandsschäden 

Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.9 AHB – die ge-
setzliche Haftpflicht aus im Ausland vorkommenden Versiche-
rungsfällen, die bei einem unbegrenzten Auslandsaufenthalt 
(weltweit) eingetreten sind.  

Hierunter fällt auch die gesetzliche Haftpflicht aus der vorüber-
gehenden Benutzung oder Anmietung von im Ausland gelege-
nen Wohnungen und Häusern der in Ziff. 1.3 dieser Bedingun-
gen genannten Objekte.  

Ausgeschlossen ble bt das in außereuropäischen Ländern ge-
legene Eigentum.  
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Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Die Verpflich-
tung des Versicherers gilt mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem 
der Euro-Betrag bei einem inländischen Geldinstitut angewie-
sen ist.  

Hat der Versicherungsnehmer durch behördliche Anordnung 
eine Kaution zur Sicherstellung von Leistungen aufgrund seiner 
im Umfang dieses Vertrages versicherten gesetzlichen Haft-
pflicht zu hinterlegen, stellt die Bayerische dem Versicherungs-
nehmer den erforderlichen Betrag bis zur Höhe der im Versiche-
rungsschein vereinbarten Versicherungssumme zur Verfügung. 

Der Kautionsbetrag wird auf eine vom Versicherer zu leistende 
Schadenersatzzahlung angerechnet. Ist die Kaution höher als 
der zu leistende Schadenersatz, ist der Versicherungsnehmer 
verpflichtet, den Differenzbetrag zurückzuzahlen. Das Gleiche 
gilt, wenn die Kaution als Strafe, Geldbuße oder für die Durch-
setzung nicht versicherter Schadenersatzforderungen einbehal-
ten wird oder die Kaution verfallen ist. 

4.9 Privates und ehrenamtliches Schlüsselverlustrisiko 

Eingeschlossen ist – in Ergänzung von Ziff. 2.2 AHB und abwei-
chend von Ziff. 7.6 AHB – die gesetzliche Haftpflicht aus dem 
Abhandenkommen von privaten sowie im Rahmen einer ehren-
amtlichen Tätigkeit gemäß Ziff. 4.27 erhaltenen Schlüsseln, z. 
B. Verlust des Schlüssels einer gemieteten Wohnung, eines Ho-
telzimmers (auch General-/Hauptschlüssel für eine zentrale 
Schließanlage) oder Vereinsschlüssel, die sich rechtmäßig im 
Gewahrsam des Versicherten befunden haben. Codekarten 
werden Schlüsseln gleichgesetzt. 

Der Versicherungsschutz beschränkt sich auf gesetzliche Haft-
pflichtansprüche wegen der Kosten für die notwendige Aus-
wechselung von Schlössern und Schließanlagen (auch Umpro-
grammieren) sowie für vorübergehende Sicherungsmaßnah-
men (Notschloß) und ein Objektschutz bis zu 14 Tagen, gerech-
net ab dem Zeitpunkt, an welchem der Verlust des Schlüssels 
festgestellt wurde 

a. Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche aus Folge-
schäden eines Schlüsselverlustes (z. B wegen Einbruch). 

b. Ausgeschlossen ble ben bei Wohnungseigentümern die 
Kosten für die Auswechselung der im Sondereigentum 
stehenden Schlösser (Eigenschaden). 

c. Ausgeschlossen bleibt die Haftung aus dem Verlust von 
Tresor- und Möbelschlüsseln sowie sonstigen Schlüsseln 
zu beweglichen Sachen. 

Die Regelung zum Verlust von beruflichen, dienstlichen und 
amtlichen Schlüsseln kann Ziff. 4.25 entnommen werden. 

4.10 Schäden aus dem Gefälligkeitsverhältnis 

Der Versicherer verzichtet auf den Einwand eines Schadens 
aus dem Gefälligkeitsverhältnis, sofern der Versicherungsneh-
mer dieses wünscht und ein anderer Versicherer nicht leis-
tungspflichtig ist.  

Regressansprüche gegenüber schadenersatzpflichtigen Dritten 
wegen seiner Aufwendungen behält sich der Versicherer aus-
drücklich vor, sofern die Dritten nicht Versicherte dieses Vertra-
ges sind. 

4.11 Obhutsschäden 

a. Mitversichert gilt die Beschädigung oder die Vernichtung 
von fremden beweglichen Sachen, auch wenn diese zu 
privaten Zwecken gemietet, gepachtet, geliehen wurden 
oder Gegenstand eines besonderen Verwahrungsvertra-
ges sind, mitversichert.  

Die Höchstersatzleistung beträgt 10.000 EUR. 
 
Für Schäden an gemieteten beweglichen Sachen in Feri-
enwohnungen (Inventar) gelten die unter Ziff. 4.3 genann-
ten Bestimmungen und Summen. 

b. Mitversichert ist zudem die gesetzliche Haftpflicht aus 
dem Abhandenkommen (Wegnahme durch Dritte) frem-

der beweglicher Sachen bis zu einer Entschädigungs-
grenze von 10.000 EUR, bei einer Selbstbeteiligung in 
Höhe von 150 EUR. 

Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, dass der 
Schadenfall bei der Polizei gemeldet wurde. Der Versi-
cherer kann hierzu ein entsprechendes Protokoll anfor-
dern. 
 

Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Bargeld 
und Wertsachen. 

c. Der Versicherungsschutz erstreckt sich darüber hinaus 
auch auf elektrische medizinische Geräte (z. B. 24-Stun-
den-EKG-Gerät,24-Stunden-Blutdruck-messgerät, Dialy-
segerät, Reizstromgerät – nicht Hilfsmittel wie Hörgeräte, 
Unterarmgehstützen, Krankenbett und dgl.), die dem Ver-
sicherten zu Diagnosezwecken oder zur Anwendung 
überlassen werden, soweit kein anderer Versicherer leis-
tungspflichtig ist.  

Für die vorgenannten Geräte entfällt die zeitliche Begren-
zung von 3 Monaten. 

4.12 Neuwertentschädigung 

Der Versicherer leistet auf Wunsch des Versicherungsnehmers 
für Sachschäden Schadenersatz zum Neuwert. 

Die Versicherungssumme ist auf 2.500 EUR je Versicherungs-
fall und Versicherungsjahr begrenzt. 

Der beschädigte/zerstörte Gegenstand darf zum Zeitpunkt der 
Beschädigung/Zerstörung nicht älter als 12 Monate ab Kaufda-
tum sein. Der Nachweis des Kaufdatums obliegt dem Versiche-
rungsnehmer. Kann das Kaufdatum nicht nachgewiesen wer-
den, besteht lediglich Anspruch auf Zeitwertentschädigung. 

Ausgeschlossen bleiben Schäden an: 

a. mobilen Kommunikationsmitteln jeder Art (z. B. Mobile 
Telefone, Pager) 

b. Computern jeder Art, auch tragbare Computersysteme (z. 
B. Laptop, Tablet-PC) 

c. Film- und Fotoapparate 
d. tragbare Musik- oder Videowiedergabegeräte (z. B. MP3-

Player, CD-Wiedergabegeräte) 
e. Brillen jeder Art 

4.13 Be- und Entladeschäden 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers als Halter eines Pkw wegen Schäden, die beim Be- 
oder Entladen seines Pkw verursacht wurden.  

Die Höchstersatzleistung des Versicherers ist im Rahmen der 
in diesem Vertrag vereinbarten Versicherungssumme auf 
10.000 EUR je Schadenereignis begrenzt.  

Die Selbstbeteiligung hierfür beträgt 150 EUR. 

4.14 Falschbetankung  

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht für Schäden an privat 
gemieteten Kraftfahrzeugen aufgrund Betankung mit falschem 
Kraftstoff bis 2.000 EUR bei einer Selbstbeteiligung in Höhe von 
500 EUR. 

Die Leistung ist beschränkt auf die Übernahme von Kosten für  

1) das Entfernen des falschen Kraftstoffes aus allen 
betroffenen Bauteilen des Fahrzeugs und 

2) die Beseitigung der durch den Betrieb des Fahr-
zeugs mit falschem Kraftstoff entstandenen Schä-
den am Fahrzeug. 

Als Falschbetankung gilt, wenn ein geliehenes Fahrzeug mit 
Benzinmotor mit Dieselkraftstoff oder ein geliehenes Fahrzeug 
mit Dieselmotor mit Benzin betankt wird. 
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4.15 Segel- und Motorboote 

Abweichend von Punkt 3. besteht Versicherungsschutz auch für 
Schäden, die durch den Besitz und Gebrauch von 

a. eigenen Segelfahrzeugen (Sege boote, Segelschlitten, 
Eissegelschlitten, Strandsegler) mit einer Segelfläche bis 
maximal 25 qm; 

b. eigenen Motorbooten, sofern hierfür kein anderweitiger 
Versicherungsschutz besteht und für das Führen keine 
behördliche Erlaubnis erforderlich ist. 

4.16 Elektronischer Datenaustausch/Internetnutzung 

Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.15 AHB - die ge-
setzliche Haftpflicht wegen Schäden aus der privaten Nutzung 
von Internet oder E-Mail, wie dem Austausch, der Übermittlung 
und der Bereitstellung elektronischer Daten, z. B. im Internet, 
per E-Mail oder mittels Datenträger, auch wenn es sich um 
Schäden handelt aus 

a. der Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung     
oder Veränderung von Daten (Datenveränderung) bei 
Dritten durch Computer-Viren und/oder andere Schad-
programme; 

b. der Datenveränderung aus sonstigen Gründen sowie der 
Nichterfassung und fehlerhaften Speicherung von Daten 
bei Dritten, und zwar wegen  

 sich daraus ergebender Personen- und Sachschä-
den, nicht jedoch weiterer Datenveränderungen, so-
wie 

 der Kosten zur Wiederherstellung der veränderten 
Daten bzw. Erfassung/ korrekten Speicherung nicht 
oder fehlerhaft erfasster Daten; 

c. der Störung des Zugangs Dritter zum elektronischen Da-
tenaustausch. 

Mitversichert gelten – abweichend von Ziff. 7.10 AHB – derar-
tige Schäden auch im Ausland.  

Für Abschnitt a. bis c. gilt:  

Dem Versicherungsnehmer obliegt es, dass seine auszutau-
schenden, zu übermittelnden, bereitgestellten Daten durch Si-
cherheitsmaßnahmen und/oder -techn ken (z. B. Virenscanner, 
Firewall) gesichert oder geprüft werden bzw. worden sind, die 
dem Stand der Techn k entsprechen. Diese Maßnahmen kön-
nen auch durch Dritte erfolgen. Verletzt der Versicherungsneh-
mer diese Obliegenheit, so gilt Ziff. 26 AHB (Rechtsfolgen bei 
Verletzung von Obliegenheiten). 

Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind Ansprüche ge-
gen den Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten, so-
weit diese den Schaden durch bewusstes Abweichen von ge-
setzlichen oder behördlichen Vorschriften sowie von Anweisun-
gen oder Bedingungen des Auftraggebers oder durch sonstige 
bewusste Pflichtverletzungen herbeigeführt haben. 

4.17 Forderungsausfalldeckung 

Bei Ausfall von rechtskräftig ausgeurteilten und vollstreckbaren 
Forderungen gegenüber Dritten gilt Folgendes: 

a. Die Bayerische gewährt dem Versicherungsnehmer und 
der/den versicherten Person/en Versicherungsschutz für 
den Fall, dass eine versicherte Person während der Wirk-
samkeit der Versicherung von einem Dritten geschädigt 
wird und die daraus entstandenen Schadenersatzforde-
rungen gegen den Schädiger festgestellt worden sind und 
nicht durchgesetzt werden können. Inhalt und Umfang der 
Schadenersatzansprüche richten sich in entsprechender 
Anwendung nach dem Deckungsumfang der Privathaft-
pflichtversicherung dieses Vertrages.  

 In Erweiterung dieses Versicherungsschutzes besteht 
auch Versicherungsschutz für im Rahmen des vorge-
nannten Deckungsumfangs versicherte Schadenersatz-
ansprüche, denen abweichend von Ziffer 7.1 AHB ein 
vorsätzliches Handeln des Schädigers zugrunde liegt; für 

Schadenersatzansprüche aus der Eigenschaft des 
Schädigers als Eigentümer, Besitzer, Halter oder Führer 
eines Kraftfahrzeuges und für Schadenersatzansprüche, 
die aus der Eigenschaft des Schädigers als Tierhalter    
oder -hüter entstanden sind.  

Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf Ver-
zugszinsen, Vertragsstrafen, Kosten der Rechtsverfol-
gung, Forderungen aufgrund eines gesetzlichen oder 
vertraglichen Forderungsübergangs sowie für Ansprü-
che, soweit sie darauf beruhen, dass berechtigte Ein-
wendungen oder begründete Rechtsmittel nicht oder 
nicht rechtzeitig vorgebracht oder eingelegt wurden. 

Nicht versichert sind Forderungsausfälle aus Schäden, 
die in ursächlichem Zusammenhang mit Nuklear- und 
genetischen Schäden, Krieg, Aufruhr, inneren Unruhen, 
Streik, Aussperrung oder Erdbeben stehen. Ausge-
schlossen bleiben außerdem Forderungsausfälle, die 
der Schädiger im Rahmen seiner beruflichen oder ge-
werblichen Tätigkeit verursacht hat. 

b. Dritter im Sinne dieser Bedingungen ist der Schadenver-
ursacher, der ausweislich des rechtskräftig vollstreckba-
ren Urteils vom Versicherungsnehmer bzw. der/den mit-
versicherten Person/en wegen eines Haftpflichtschadens 
auf Leistung von Schadenersatz in Anspruch genommen 
wurde. 

Versicherungsschutz besteht im Rahmen der zum Ver-
trag vereinbarten Versicherungssummen. 

c. Der Versicherungsnehmer erhält die Entschädigungsleis-
tung auf Antrag. Er hat der Bayerischen eine Schadenan-
zeige zuzusenden. Er ist verpflichtet, wahrheitsgemäße 
und ausführliche Angaben zum Haftpflichtschaden zu ma-
chen und alle Tatumstände, welche auf den Haftpflicht-
schaden Bezug nehmen, mitzuteilen. Die Bayerische 
kann den Versicherungsnehmer auffordern, weitere für 
die Beurteilung des Haftpflichtschadens erhebliche 
Schriftstücke einzusenden. 

d. Bei Verstoß gegen die in Position c. genannten Obliegen-
heiten kann der Versicherungsnehmer seinen Versiche-
rungsschutz nach Maßgabe der Ziff. 26 AHB verlieren. 

e. Die Leistungspflicht der Bayerischen tritt ein, wenn der 
Versicherungsnehmer und/oder die mitversicherte/n Per-
son/en gegen den Dritten vor einem Gericht eines Mit-
gliedsstaates der Europäischen Union, Norwegens, der 
Schweiz, Liechtensteins oder Islands ein rechtskräftig 
vollstreckbares Urteil wegen eines Haftpflichtschadens 
erstritten haben und Vollstreckungsversuche gescheitert 
sind. 

1) Rechtskräftiges, vollstreckbares Urteil im Sinne die-
ser Bedingungen ist auch ein Versäumnis- oder An-
erkennungsurteil, ein Vollstreckungsbescheid oder 
gerichtlicher vollstreckungsfähiger Vergleich oder 
notarielles Schuldanerkenntnis mit Unterwerfungs-
klausel, aus der hervorgeht, dass sich der Dritte 
persönlich der sofortigen Zwangsvollstreckung in 
sein gesamtes Vermögen unterwirft. 

2)  Vollstreckungsversuche sind gescheitert, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass eine 
Zwangsvollstreckung (Sach- oder Forderungspfän-
dung) nicht oder nicht zur vollen Befriedigung des 
Schadenersatzanspruchs geführt hat oder eine 
selbst teilweise Befriedigung wegen nachgewiese-
ner Umstände aussichtslos erscheint, zum Beispiel 
weil der Dritte die in den letzten 3 Jahren die eides-
stattliche Versicherung abgegeben hat oder ein ge-
gen den schadenersatzpflichtigen Dritten durchge-
führtes Konkurs-, Vergleichs- oder Insolvenzverfah-
ren nicht zur vollen Befriedigung geführt hat oder 
ein solches Verfahren mangels Masse abgelehnt 
wurde  

f. Zum Nachweis der gescheiterten Vollstreckung hat der 
Versicherungsnehmer der Bayerischen das Vollstre-
ckungsprotokoll eines Gerichtsvollziehers vorzulegen, 
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aus dem sich die Erfolglosigkeit (Fruchtlosigkeit) der 
Zwangsvollstreckung ergibt bzw. die Umstände durch 
Vorlage geeigneter Unterlagen nachzuweisen, aus denen 
sich die Aussichtslosigkeit der (teilweisen) Befriedigung 
erg bt. 

g. Die Bayerische ist zur Leistung nur verpflichtet, wenn der 
Nachweis der gescheiterten Vollstreckung erbracht ist. 

h. Nicht versichert sind Ansprüche des Versicherungsneh-
mers beziehungsweise der versicherten Person/en, für 
die ein Sozialversicherungsträger beziehungsweise Sozi-
alhilfeträger leistungspflichtig ist. 

i. Leistungen aus einer für den Versicherungsnehmer be-
ziehungsweise die versicherte/n Person/en bestehenden 
Schadenversicherung (zum Beispiel Hausratversiche-
rung) oder für den Dritten bestehenden Privat- Haftpflicht- 
bzw. Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung sind zunächst 
geltend zu machen. Decken die Leistungen aus jenen 
Verträgen den gesamten Schadenersatzanspruch des 
Versicherungsnehmers bzw. der versicherten Person/en 
nicht ab, leistet die Bayerische nach der Maßgabe dieser 
Bedingungen den Restanspruch aus diesem Versiche-
rungsvertrag. 

j. Der Versicherungsnehmer beziehungsweise die versi-
cherte/n Person/en  ist/sind verpflichtet, seine/ihre An-
sprüche gegen den Dritten bei der Regulierung des Scha-
dens in Höhe der Entschädigungsleistung an die Bayeri-
sche abzutreten. Hierfür ist eine gesonderte Abtretungs-
erklärung abzugeben und die vollstreckbare Ausfertigung 
des Titels herauszugeben. Der Versicherungsnehmer 
bzw. die versicherte/n Person/en hat/haben bei der Um-
schreibung des Titels mitzuwirken. 

Der Dritte kann aus diesem Vertrag keine Rechte herlei-
ten. 

k. Prozesskosten 

Prozesskosten, die aufgrund der gerichtlichen Durchset-
zung des Schadenersatzanspruchs entstehen, sind nur 
dann mitversichert, wenn und soweit die versicherte Per-
son ein ganz oder teilweise klagestattgebendes Urteil er-
wirkt und es sich bei den insoweit anfallenden Prozess-
kosten ausschließlich um Prozesskosten für den eigenen 
Prozessbevollmächtigten oder um Gerichtskosten, die 
die versicherte Person als ganz oder teilweise obsie-
gende Klägerin gem. § 58 Abs. 2 GKG (Gerichtskosten-
gesetz) gegenüber der Gerichtskasse zu leisten hat, 
handelt. 

Kosten, die dem Gegner (Schädiger) entstanden sind, 
sind nicht versichert, und zwar auch dann nicht, wenn 
diese Kosten im Rahmen der Kostenfestsetzung oder 
Kostenangleichung berücksichtigt oder anderweitig aus-
geglichen wurden. 

Die Kosten, welche infolge eines Kostenfestsetzungs- 
bzw. Ausgleichungsverfahren rechtskräftig festgestellt 
worden sind, werden insgesamt bis zu einem Betrag von 
50.000 EUR entschädigt. (insgesamt für alle Instanzen). 

4.18 Nothilfe 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht von Personen, die 
den versicherten Personen bei Notfällen freiwillig Hilfe leisten, 
gegenüber Dritten aus dieser Tätigkeit.  

Inhalt und Umfang des Versicherungsschutzes richten sich 
nach dem Deckungsumfang dieses Vertrages.  

Erlangt der Versicherte Versicherungsschutz aus einem ande-
ren Haftpflichtversicherungsvertrag entfällt der Versicherungs-
schutz aus diesem Vertrag. 

 

 

 

 
 

Leistungsversprechen 

4.19 Abweichungen gegenüber den GDV-Muster-
bedingungen 

Die Bayerische garantiert, dass die dieser Privat-Haftpflichtver-
sicherung zugrunde liegenden Allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) und Besonde-
ren Bedingungen zur Privat- Haftpflichtversicherung aus-
schließlich zum Vorteil des Versicherungsnehmers von den 
durch den Gesamtverband der Versicherungswirtschaft (GDV) 
empfohlenen Bedingungen – jeweils aktueller Stand – abwei-
chen. 

4.20 Innovationsgarantie 

Werden die dieser Privat-Haftpflichtversicherung zugrunde lie-
genden Bedingungen ausschließlich zum Vorteil des Versiche-
rungsnehmers und ohne Mehrbeitrag geändert, so gelten die 
neuen Bedingungen mit sofortiger Wirkung auch für diesen Ver-
trag. 

4.21 Vorsorgeversicherung 

Abweichend von Ziff. 4.2 AHB gelten die vereinbarten Versiche-
rungssummen auch für die Vorsorgeversicherung.  

Abweichend von Ziffer 4.3 AHB besteht zudem Vorsorgeversi-
cherungsschutz bis zur nächsten Hauptfälligkeit für versiche-
rungspflichtige Hunde.  

Die Vorsorge gilt jedoch nicht für die folgenden Hunderassen 
sowie Kreuzungen mit diesen Rassen: 

Alano, American Bulldog, (American) Pitbull Terrier, American 
Staffordshire Terrier, Bandog Bullmastiff, Bullterrier, Cane 
Corso, Cane Corso Italiano, Dobermann, Dogo Argentino, Dogo 
Canario, Dogue de Bordeaux, Fila Brasileiro, Kangal, Kaukasi-
scher Owtscharka, Mastiff, Mastin Espaniol, Mastino Napole-
tano, Perro de Presa Canario, Perro de Presa Mallorquin, Rott-
weiler, Staffordshire Bullterrier und Tosa Inu.  

4.22 Best-Bedingungs-Garantie 

Im Versicherungsfall gelten Risiken, die im Rahmen des verein-
barten Vertrages nicht eingeschlossen sind, jedoch durch einen 
leistungsstärkeren, allgemein zugänglichen Tarif zur Privat-
Haftpflichtversicherung eines anderen in Deutschland zum Be-
trieb zugelassenen Versicherers zum Zeitpunkt des Schaden-
eintritts eingeschlossen wären, automatisch entsprechend den 
dortigen Regelungen mitversichert.  

Der Nachweis (in Form von Besonderen Bedingungen und Ri-
sikobeschre bungen (BBR)) über die anderweitige Mitversiche-
rung obliegt dem Versicherungsnehmer. 

Die Höchstersatzleistung für derartige Schäden richtet sich 
nach den bei der Bayerischen vereinbarten Versicherungssum-
men für diesen Vertrag. Eine Ersatzleistung über die bei der 
Bayerischen vereinbarten Versicherungssummen hinaus ist 
nicht möglich. 
 
Der Erweiterte Vorsorgeschutz gilt nicht für Schäden im Zusam-
menhang mit den nachfolgenden Ausschlüssen: 
 
a. im Ausland vorkommende Schadenereignisse (siehe Ziff. 

7.9 AHB) 

b. Berufliche und gewerbliche Risiken (siehe 1. dieser Be-
dingungen - z. B. Betriebs-, Berufs- und Dienst-Haft-
pflichtversicherung)  

c. die Befriedigung von Ansprüchen über die gesetzliche 
Haftung hinaus  

d. Vorsatz (siehe Ziff. 7.1 AHB)  

e. Asbest (siehe Ziff. 7.11 AHB) 

f. Vertragliche Haftung (siehe Ziff. 7.3 AHB)  

g. Eigenschäden (siehe Ziff. 7.4 und 7.5 AHB)  
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h. Halten oder Gebrauch von versicherungspflichtigen Kraft-
, Luft- oder Wasserfahrzeugen (siehe Ziff. 3.1 (2) und in 
Ziff. 4.3 (1) AHB)  

Spezielle Regelungen innerhalb dieser Bedingungen gehen 
diesen Ausschlüssen vor.  
 
Der Erweiterte Vorsorgeschutz kann ohne Aufhebung des 
Hauptvertrages von beiden Vertragspartnern ohne Angabe von 
Gründen mit textlicher Erklärung unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat gekündigt werden. Der andere Vertrags-
partner ist in diesem Fall berechtigt, die Aufhebung des Haupt-
vertrages zum selben Zeitpunkt zu verlangen. 
 
Die sonstigen Regelungen in den Verbraucherinformationen 
(insb. AHB und BBR) ble ben von den Ausführungen dieser 
Klausel unberührt. 

4.23 Besitzstandsgarantie 

a. Sollte sich bei einem Schadenfall herausstellen, dass der 
Versicherungsnehmer durch die Vertragsbedingungen 
zur Privat-Haftpflichtversicherung des Vorvertrags beim 
vorherigen Versicherer in Bezug auf den Versicherungs-
umfang bessergestellt gewesen wäre, wird die Bayeri-
sche nach den Versicherungsbedingungen des letzten 
Vertragsstandes des direkten Vorvertrags regulieren. 

Der Versicherungsnehmer hat in diesem Fall die Bed-
ingungen des Vorversicherers zur Verfügung zu stellen. 
Die Besitzstandsgarantie gilt nur insoweit, dass 
1) ununterbrochen Versicherungsschutz bestand; 

2) die bei der Bayerischen versicherte Versicherungs-
summe die Höchstersatzleistung darstellt.  

b. Darüber hinaus gilt die Besitzstandsgarantie nicht für 
Schäden im Zusammenhang mit 

1) im Ausland vorkommenden Schadenereignissen 
(siehe Ziffer 7.9 AHB); 

2) Berufliche und gewerbliche Ris ken (siehe 1. dieser 
Bedingungen - z. B. Betriebs-, Berufs- und Dienst-
Haftpflichtversicherung); 

3) die Befriedigung von Ansprüchen über die gesetzli-
che Haftung hinaus; 

4) Vorsatz (siehe Ziffer 7.1 AHB); 

5) Asbest (siehe Ziff. 7.11 AHB) 

6) vertraglicher Haftung (siehe Ziffer 7.3 AHB); 

7) Eigenschäden (siehe Ziff. 7.4 und 7.5 AHB);  

8) Haftpflichtansprüchen aus Ris ken, die der Versi-
cherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterlie-
gen;  

9) Halten oder Gebrauch von versicherungspflichtigen 
Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen (siehe Ziff. 3.1 
(2) und in Ziff. 4.3 (1) AHB); 

10) Assistance-Dienstleistungen; 

11) Beitragsbefreiung bei Arbeitslosigkeit und oder Ar-
beitsunfähigkeit.  

4.24 Summen- und Konditionsdifferenzdeckung 

a. Versicherungsschutz aus bestehenden privaten Haft-
pflichtversicherungen des Versicherungsnehmers geht 
ausnahmslos diesem Vertrag vor.  

b. Eine Leistung aus der Differenzdeckung erfolgt im An-
schluss an die anderweitig bestehende, in den Antrags-
unterlagen genannten, Haftpflichtversicherung. Dabei bil-
den die in diesem Differenzvertrag vereinbarten Selbstbe-
teiligungen und die in den Verbraucherinformationen ent-
haltenen Bedingungen den Rahmen für gleichartige Leis-
tungen aus allen Versicherungsverträgen zusammen.  

c. Leistet der Versicherer aus einer anderen Haftpflichtver-
sicherung nicht, weil der Versicherungsnehmer mit der 
Zahlung des Beitrages im Verzug war oder eine Obliegen-
heit verletzt wurde, so wird dadurch der Umfang der Dif-
ferenzdeckung nicht vergrößert. 

d. Der Versicherungsschutz beginnt einen Tag nach Ein-
gang der Antragsunterlagen bei der Bayerischen, sofern 
dem Antrag nicht unverzüglich widersprochen wird.  

Voraussetzung ist, dass sämtliche für die Entscheidung 
über die Annahme des endgültigen Vertrages notwendi-
gen Angaben in der Deckungsnote enthalten sind.  
 
Der Versicherungsschutz für die Differenzdeckung gilt 
längstens für ein Jahr und endet automatisch mit dem Be-
ginn des endgültigen Haftpflichtversicherungsvertrages.  
 
Er entfällt rückwirkend ab Beginn, wenn der endgültige 
Vertrag nicht zustande kommt. Beide Vertragsparteien 
haben im Übrigen das Recht, die Differenzdeckung wäh-
rend der Laufzeit mit Monatsfrist zu kündigen. 

e. Bei Eintritt eines Versicherungsfalls hat der Versiche-
rungsnehmer unverzüglich:  

1) den Versicherungsfall der Bayerischen anzuzeigen, 
sofern bereits für den Versicherungsnehmer er-
kennbar ist, dass der anderweitige Versicherer 
nicht oder teilweise nicht leistet  

2) den Versicherungsfall der Bayerischen spätestens 
dann anzuzeigen, wenn der anderweitige Versiche-
rer den Versicherungsschutz ganz oder teilweise 
versagt hat.  

Der Versicherungsnehmer hat im Übrigen jede zumutbare 
Untersuchung über Ursachen und Höhe des Schadens 
und über den Umfang der Entschädigungspflicht zu ge-
statten, jede hierzu dienliche Auskunft und Vollmacht zu 
erteilen oder erteilen zu lassen und Belege beizubringen. 
Das gilt auch und insbesondere für Nachweise über die 
Leistungen anderer Versicherer. 

 

Berufliche und ehrenamtliche Tätigkeit 

4.25 Berufliches Schlüsselverlustrisiko 

Mitversichert ist der Verlust von im Rahmen einer beruflichen, 
dienstlichen oder amtlichen Tätigkeit erhaltenen Schlüsseln und 
Codekarten. Es gelten dann die unter Ziff. 4.9 genannten Best-
immungen für das Schlüsselverlustrisiko. 

Nicht versichert ist der Verlust von Schlüsseln zu 

a. Gebäuden, die Versicherte im Ganzen für eigene gewerb-
liche, betriebliche oder fre berufliche Zwecke nutzen oder 
besitzen bzw. besaßen oder genutzt hatten; 

b. Gebäuden, Wohnungen, Räumen oder Garagen, deren 
Betreuung (z. B. Verwaltung, Bewachung, Objektschutz) 
Aufgabe der gewerblichen, betrieblichen oder beruflichen 
Tätigkeit eines Versicherten ist oder war. 

Die Regelung zum Verlust von privaten und ehrenamtlichen 
Schlüsselverlustrisiko kann Ziff. 4.9 entnommen werden. 

4.26 Tagesmutter, Tageseltern und Babysitter 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der erlaubten Tä-
tigkeit als Tagesmutter (Tageseltern und Babysitter), insbeson-
dere der sich daraus ergebenden Aufsichtspflicht. Versiche-
rungsschutz besteht auch dann, wenn es sich bei dieser Tätig-
keit um eine Berufsausübung handelt.  

Nicht versichert ist jedoch die Ausübung dieser Tätigkeit in Be-
trieben und Institutionen, z. B. Kindergärten, Kinderhorten oder 
Kindertagesstätten.  

Mitversichert ist die gleichartige gesetzliche Haftpflicht der Ta-
geskinder während der Obhut bei den Tageseltern. Erlangt das 
Tageskind Versicherungsschutz aus einem anderen fremden 
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Haftpflichtversicherungsvertrag, so entfällt insoweit der Versi-
cherungsschutz aus diesem Vertrag.  

Zeigt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall zur Re-
gulierung zu diesem Vertrag an, so erfolgt eine Vorleistung im 
Rahmen der getroffenen Vereinbarungen.  

Eingeschlossen sind – in teilweiser Abänderung der AHB – 
auch Haftpflichtansprüche der Tageskinder gegenüber den Ta-
geseltern und deren eigenen Kindern wegen Personenschä-
den. 

4.27 Ehrenamtliche Tätigkeit/Freiwilligenarbeit 

a. Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus einer nicht 
hoheitlichen ehrenamtlichen Tätigkeit oder unentgeltli-
chen Freiwilligenarbeit aufgrund eines sozialen Engage-
ments. 

Hierunter fallen z. B. die Mitarbeit 

1) in der Kranken- und Altenpflege; der Behinderten-, 
Kirchen- und Jugendarbeit; 

2) in Vereinen, Bürgerinitiativen, Parteien und Interes-
senverbänden; 

3) bei der Freizeitgestaltung in Sportvereinigungen, 
Mus kgruppen, bei Pfadfindern oder gleichartig or-
ganisierten Gruppen. 

Erlangt der Versicherte Versicherungsschutz aus einem 
anderen Haftpflichtversicherungsvertrag (z. B. Vereins-  
oder Betriebs-Haftpflichtversicherung), entfällt der Versi-
cherungsschutz aus diesem Vertrag. 

b. Nicht versichert sind die Gefahren aus der Ausübung von 

1) öffentlichen/hoheitlichen Ehrenämtern wie z. B. als 
Bürgermeister, Gemeinderatsmitglied, Schöffe, Lai-
enrichter, Prüfer für Kammern, Angehöriger der frei-
willigen Feuerwehr; 

2) wirtschaftlichen/sozialen Ehrenämtern mit berufli-
chem Charakter wie z. B. als Betriebs- und Personal-
rat, Versichertenältester, Vertrauensperson nach        
§ 40 SGB IV, beruflicher Betreuer nach § 1897 (6) 
BGB. 

c. Abweichend von Ziffer 4.27 b.1) ist die gesetzliche Haft-
pflicht wegen Ansprüchen aus der Tätigkeit als Angehöri-
ger der Freiwilligen Feuerwehr in den Fällen mitversi-
chert, in denen der jeweilige Träger (Gemeinde) der Frei-
willigen Feuerwehr nicht in Anspruch genommen werden 
kann. 
Ausgeschlossen sind Ansprüche der Träger an die Ange-
hörigen der Freiwilligen Feuerwehr.  

4.28 Haftpflichtansprüche von Arbeitgebern, Diensther-
ren oder Arbeitskollegen 

Mitversichert gilt die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers für Schäden aus betrieblich und arbeitsvertraglich ver-
anlassten Tätigkeiten für unmitte bar dem Arbeitgeber/Dienst-
herrn oder den Arbeitskollegen zu gefügten Sachschäden.  
 
Die Höchstersatzleistung des Versicherers ist im Rahmen der 
in diesem Vertrag vereinbarten Versicherungssumme auf 
10.000 EUR je Schadenereignis begrenzt. Die Selbstbeteili-
gung hierfür beträgt 100 EUR.  
 
Ausgeschlossen sind Schäden an Land-, Luft- und Wasserfahr-
zeugen. 

4.29 Nebenberufliche Tätigkeiten 

In Ergänzung zu den zugrundeliegenden Vertragsbedingungen 
gilt die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus 
selbstständigen Nebentätigkeiten mitversichert. 

a. Soweit es sich handelt um: 

1) Alleinunterhalter, 
2) Annahmestellen für Sammelbesteller, 

3) Änderungsschneiderei, Stickerei, 
4) Daten- und Texterfassung, 
5) Fotografen, 
6) Friseure, 
7) Handel mit Haushaltsreinigungsmitteln, -waren, -

geräten sowie Geschirr, 
8) Kosmet khandel (ohne Herstellung), 
9) Kunsthandwerker, Töpfer, 
10) Lehrer (nebenberuflich), z. B. Musiklehrer, Sprach-

lehrer), 
11) Markt- und Meinungsforschung, 
12) Souvenirhandel, Schmuckhandel, 
13) Tierbetreuung, 
14) Übersetzer (Vermögensschäden durch Berufsver-

sehen sind nicht mitversichert – siehe hierzu auch 
Ausschluss in Abs. d. 2). 

b. Mitversichert gelten auch besonders beantragte und im 
Versicherungsschein oder seinen Nachträgen dokumen-
tierte Nebentätigkeiten. Versichert ist die gesetzliche 
Haftpflicht der im Versicherungsschein oder seinen Nach-
trägen genannten Person aus der dort beschriebenen 
se bstständigen Nebentätigkeit sowie den sich daraus er-
gebenden Eigenschaften, Rechtsverhältnissen und Tätig-
keiten. 

c. Voraussetzungen für die Mitversicherung der unter a. und 
b. beschriebenen Nebentätigkeiten sind: 

1) Es handelt sich um eine selbstständige Nebentätig-
keit, die in der Freizeit des Versicherungsnehmers 
ausgeübt wird; der überwiegende Lebensunterhalt 
wird anderweitig bestritten. 

2) Die Tätigkeit wird in/von der ansonsten selbstge-
nutzten Wohnung bzw. dem selbstgenutzten Einfa-
milienhaus betrieben. Ein separates Betriebsgrund-
stück, z. B. ein Ladengeschäft o. ä., existiert nicht. 
Ein Lager in der Wohnung oder auf dem Grund-
stück zählt nicht hierzu. 

Bei Alleinunterhalter und Lehrer kann die nebenbe-
rufliche Tätigkeit auch außerhalb der se bstgenutz-
ten Wohnung bzw. des selbstgenutzten Einfamili-
enhauses ausgeführt werden.  

3) Es wird kein Personal beschäftigt. 

4) Der Umsatz in den letzten zwölf Monaten vor dem 
Schadeneintritt betrug höchstens 15.000 EUR. 

Treffen diese Voraussetzungen nicht oder nicht mehr zu, 
besteht kein Versicherungsschutz für Schäden im Zusam-
menhang mit der Nebentätigkeit.  

Die   Bestimmungen in Ziff. 3.1 (2) und (3) AHB (Erhöhung 
und Erweiterung des versicherten Risikos) und Ziff. 4 
AHB (Vorsorgeversicherung) finden keine Anwendung. 

d. Deckungserweiterung: 

1) Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Tä-
tigkeiten auf fremden Grundstücken, der Teilnahme 
an Messen und Ausstellungen, Vorführungen be-
trieblicher Erzeugnisse sowie der Unterhaltung von 
Reklameeinrichtungen. 

2) Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche: 

 aus Vermögensschäden Ziff. 2 AHB; 
 wegen Schäden durch Risiken, die nicht dem 

Charakter der selbstständigen Nebenberufstä-
tigkeit entsprechen; 

 wegen Schäden, die der Versicherungsneh-
mer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen 
bestellte oder beauftragte Person durch den 
Gebrauch eines Kraftfahrzeugs oder Kraftfahr-
zeuganhängers sowie eines Luft- oder Wasser-
fahrzeugs verursachen oder für die sie als Hal-
ter oder Besitzer eines solchen Fahrzeugs in 
Anspruch genommen werden; 

 wegen Personenschäden durch im Geltungs-
bereich des Arzneimittelgesetzes (AMG) an 
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Verbraucher abgegebene Arzneimittel, für die 
der Versicherungsnehmer in der Eigenschaft 
als pharmazeutischer Unternehmer im Sinne 
des AMG eine Deckungsvorsorge zu treffen 
hat; 

 dem Überlassen von selbstfahrenden Arbeits-
maschinen oder Abgabe von Kraftfahrzeuge an 
Betriebsfremde; 

 aus der Herstellung, Verarbeitung und Beförde-
rung von Sprengstoffen oder aus ihrer Lage-
rung zu Großhandelszwecken sowie aus dem 
Abbrennen von Feuerwerken; 

 wegen Bergschäden (im Sinne des § 114 
BBergG), soweit es sich um die Beschädigung 
von Grundstücken, deren Bestandteilen und 
Zubehör handelt; 

 wegen Schäden beim Bergbaubetrieb im Sinne 
des § 114 BBergG durchschlagende Wetter-, 
Wasser- und Kohlensäureeinbrüche sowie 
Kohlenstaubexplosion; 

 wegen Schäden an Kommissionsware; 
 aus dem Verändern der Grundwasserverhält-

nisse; 
 aus Besitz und Betrieb von Anlagen zur Lage-

rung und/oder Beförderung von gewässer-
schädlichen Stoffen sowie das Abwasseranla-
gen- und Einwirkungsris ko. 

4.30 AGG-Klausel 

Mitversichert ist die Haftpflicht als Arbeitgeber der im Haushalt 
beschäftigten Personen unter Einschluss von Haftpflichtansprü-
chen wegen in dieser Eigenschaft erfolgender Verstöße gegen 
das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG), sofern diese 
nicht vorsätzlich begangen werden.  

 

Zusätzliche Deckungserweiterungen 

4.31 Vermögensschäden 

Im Rahmen des Vertrages die gesetzliche Haftpflicht wegen 
Vermögensschäden im Sinne der Ziff. 2.1 AHB aus Schadene-
reignissen mitversichert, die während der Wirksamkeit der Ver-
sicherung eingetreten sind. 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus 

a. Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer (oder in 
seinem Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten) her-
gestellte oder gelieferte Sachen oder geleistete Arbeiten 
entstehen; 

b. Schäden durch ständige Immissionen (z. B. Geräusche, 
Gerüche, Erschütterungen); 

c. planender, beratender, bau- oder montageleitender, prü-
fender oder gutachterlicher Tätigkeit; 

d. Tätigkeiten im Zusammenhang mit Versicherungs-, Geld-
, Kredit-, Grundstücks-, Leasing- oder ähnlichen wirt-
schaftlichen Geschäften, aus Zahlungsvorgängen aller 
Art, aus Kassenführung sowie aus Untreue und Unter-
schlagung; 

e. der Verletzung von gewerblichen Schutzrechten und Ur-
heberrechten; 

f. Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Kostenvoran-
schlägen; 

g. Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an wirt-
schaftlich verbundene Unternehmen; 

h. Tätigkeiten im Zusammenhang mit Datenverarbeitung, 
Rationalisierung und Automatisierung, Auskunftsertei-
lung, Übersetzung, Reisevermittlung und Reiseveranstal-
tung; 

i. vorsätzlichem Abweichen von gesetzlichen oder behörd-
lichen Vorschriften, von Anweisungen oder Bedingungen 
des Auftraggebers oder aus sonstiger vorsätzlicher 
Pflichtverletzung; 

j. Abhandenkommen von Sachen, auch z. B. von Geld, 
Wertpapieren und Wertsachen.  

5 BESONDERE VERTRAGSFORMEN 

5.1 Single-Deckung 

a. Abweichend von den Bestimmungen Ziff. 2.1 b. und c. gilt 
die gesetzliche Haftpflicht des dort genannten 
Personenkreises nur für diejenigen Kinder mitversichert, 
deren Eltern getrennt leben oder geschieden sind und die 
üblicherweise nicht mit dem Versicherungsnehmer in 
häuslicher Gemeinschaft leben und bei diesem auch nicht 
polizeilich gemeldet sind. Eine anderweitig bestehende 
Haftpflichtversicherung geht diesem Vertrag vor. 

b. Folgende Bestimmungen entfallen: 

Ziff. 2.1 a. und d. – Mitversicherte Personen 

Ziff. 2.3 Vertragsfortsetzung nach dem Tod des 
Versicherungsnehmers 

c. Bei Heirat / Lebenspartnerschaft gilt:  

1) Heiratet der Versicherungsnehmer, erweitert sich 
der Versicherungsschutz auf die in Ziff. 2.1 a. und 
d. genannten Personen, wenn die Heirat innerha b 
eines Monats dem Versicherer angezeigt wird. 

2) Entsprechendes gilt für den im Sinne des 
Lebenspartnerschaftsgesetzes eingetragenen 
Lebenspartner, wenn er die Eintragung innerha b 
der genannten Frist dem Versicherer anzeigt. 

3) Für die eheähnliche Lebensgemeinschaft besteht 
Versicherungsschutz erst nach Beantragung bei 
dem Versicherer. 

Für die Position c. gilt: 

Ab Versicherungsbeginn für die mitversicherten 
Personen ist der im Tarif hierfür vorgesehene Beitrag zu 
zahlen. 

5.2 Schadenfreiheitsrabatt 

Bei einem schadenfreien Verlauf von mindestens 36 Monaten 
im Bereich der privaten Haftpflicht gewährt die Bayerische einen 
Schadenfreiheitsrabatt in Höhe von 20 % auf den Beitrag zur 
Privathaftpflichtversicherung.  

Sobald ein entschädigungspflichtiger Haftpflichtschaden durch 
die Bayerische reguliert wird, entfällt der Schadenfreiheitsrabatt 
zur auf das Regulierungsjahr folgenden Hauptfälligkeit. Dem 
Versicherungsnehmer steht in diesem Fall ein 
außerordentliches Kündigungsrecht innerhalb eines Monats 
nach Wirksamwerdens der Beitragsanpassung zu. 


